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Die offiziöſen Federn konſtatieren mit Ge⸗ 
nugtuung, daß der Plan der verbündeten Re⸗ 
gierungen des Deutſchen Reiches, ein Handels⸗ 
monopol für Petroleum einzuführen, im Prinzip 
überall zuſtimmend begrüßt worden iſt. Sie 
haben recht in der Sache und noch mehr recht, 
ſich über die freundliche Geſinnung gegenüber 
den Monop olplänen der Regierung zu freuen. 
Denn wenn man bedenkt, welche Kämpfe Bismarck 
bei dem Verſuch, den Tabak zu monopoliſieren 
— mit negativem Erfolg — um das Monopol- 
prinzip zu führen hatte, und wenn man ſich 
daran erinnert, welch allgemeinen Widerſtand 
die Einzelheiten eines Spiritusmonopols noch 
vor nicht allzu langer Zeit fanden, ſo wird man 
ſich baß darüber wundern, daß diesmal die Tat⸗ 
ſache, daß ein Monopol Geſetzeskraft erlangen 
ſollte, an und für ſich kaum noch irgendwelche 
Bedenken erregte. Das hat zum Teil ſeinen 
Grund in der tiefgreifenden Veränderung, die 
unſere Anſchauungen über Monopole erfahren 
haben. Man kommt heute in den meiſten Fällen 
gar nicht mehr dazu, zu entſcheiden, ob der 
Monopolgedanke richtig oder falſch iſt. Denn 
auf den allermeiſten Gebieten haben ſich durch 
die Macht der Kapitalskonzentrationen Monopole 
des Privatkapitals herausgebildet, die wir nicht 
mehr beſeitigen, ſondern deren Macht wir höchſtens 
dadurch brechen können, daß wir ihnen das 
Staatsmonopol entgegenſtellen oder die privaten 
Monopole ſanktionieren und reglementieren. Auf 
der anderen Seite iſt ſelbſt da, wo das Privat⸗ 
monopol noch nicht beſteht, die Scheu vor dem 
Staatsmonopol geringer geworden, weil — teils 
von unten herauf durch den demokratiſchen So⸗ 
zialismus, teils von oben herunter durch den 
Staatsſozialismus unſerer Beamtenſchaft, die 
‚Äh an Wagner und Schmoller gebildet hat — 
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die ſozialiſtiſche Ideenrichtung und damit die 
Einſicht, daß der Staat auch Wirtſchaftunter⸗ 
nehmer im großen ſein kann, die Köpfe erobert 
hat. Dieſer Wandel der Weltanſchauung kommt 
natürlich auch den Schöpfern des Petroleum⸗ 
monopols zugute. Aber gleichzeitig wird ihnen 
im vorliegenden Falle ganz beſonders der Boden 
noch durch zwei Momente geebnet: Die Stan⸗ 
dard Oil Company, jener rieſige amerikaniſche 
Petroleumtruſt, deſſen Form die amerikaniſche 
Regierung zerſchlagen konnte, ohne aber gleich⸗ 
zeitig in der Lage zu ſein, ſeinen tatſächlichen 
Zuſammenhalt und ſeine internationale Macht⸗ 
ſtellung zu zerſtören, hat ihre Polypen⸗ 
arme auch nach Deutſchland ausgeſtreckt. Die 
deutſch⸗amerikaniſchepetroleum⸗Aktiengeſellſchaft, 
das Tochterunternehmen des Truſts, hat mehr 
und mehr den Zwiſchenhandel in Deutſchland 
ausgeſchaltet und iſt ſchließlich ſogar dazu über⸗ 
gegangen, durch ihre Tankwagen direkt an das 
Publikum unter Ausſchaltung des Kleinhandels 
zu verkaufen. Die Verkaufsgeſellſchaften, die 
ruſſiſches, rumäniſches oder galiziſches Petroleum 
einführten, oder den kleinen Bruchteil deutſcher 
Förderung in Regie hatten, mußten ſcharf um 
ihre Exiſtenz mit der Standard Oil kämpfen 
und ſchließlich Verträge mit der deutſch⸗ameri⸗ 
kaniſchen Petroleum⸗Aktiengeſellſchaft eingehen. 
Die europäiſche Petroleumunion, eine Vereini⸗ 
gung der rumäniſchen Intereſſen der Deutſchen 
Bank, die in der Steaua Romana gipfeln, der 
Petroleumprodukte-Aktiengeſellſchaft und der 
Nobel⸗Rothſchildſchen Geſellſchaften in Rußland, 
beugte ſich ſchließlich völlig unter das amerikaniſche 
Joch, und nachdem ſie etwas gewaltſam den Vertrag 
mit den Amerikanern gelöſt hatte (in der Hoff⸗ 
nung auf das Betroleummonopol), ſchloß neuer: 
dings die Deutſche Erdölwerke Aktiengeſellſchaft, 
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eine Vereinigung der Petroleumintereſſen 
der Dis conto⸗Geſellſchaft in Deutſchland, Oeſter⸗ 
reich und Rumänien, einen Vertrag mit den 
Amerikanern, in dem die Standardleute aller⸗ 
dings (aus Furcht vor dem Petroleummonopol 
und um ihre früheren Freunde zu ärgern) er⸗ 
heblich beſſere Bedingungen gewährten. Da 
gleichzeitig die Amerikaner ſo viel wie möglich 
von der rumäniſchen und galiziſchen Produktion 
an ſich zu bringen trachteten, und außerdem mit 
den Ruſſen techtelmechtelten, ſo lag die Gefahr 
vor, daß eines ſchönen Tages der Ring ge⸗ 
ſchloſſen und das deutſche Publikum durch Die- 
ſelben hohen Preiſe ausgebeutet wurde, die den 
Konſumenten anderer Länder des Kontinents 
bereits jetzt auferlegt ſind. Hier drohte das 
Privatmonopol für einen immerhin noch ſehr 
bedeutſamen Konſumartikel in beſonders kraſſer 
Form, und deshalb verlangte man nach dem 
Staatsmonopol. Nun war aber gleichzeitig 
dieſem Monopol eine Form gewieſen, die ledig⸗ 
lich den Handel, nicht aber die Produktion um⸗ 
faßte. Denn unſere heimiſche Produktion von 
Petroleum iſt viel zu gering, als daß es ſich 
lohnte, ſie zu verſtaatlichen. Und an eine Ver⸗ 
ſtaatlichung der Auslandsproduktionſtätten dachte 
ſelbſtverſtändlich niemand. Eine Monopoliſierung 
des Handels aber iſt viel leichter der großen 
Menge ſchmackhaft zu machen. Denn der Ge⸗ 
danke des direkten Ein⸗ und Verkaufs im großen 
durch den Staat iſt im Grunde genommen nichts 
anderes als jener Gedanke, der den populären 
Konſumvereinen zugrunde liegt. 

Inſoweit haben die offiziöſen Lobpreiſer 
alſo zweifellos recht. Aber ſie ſollten die Re⸗ 
gierung doch nicht darüber hinwegzutäuſchen 
verſuchen, daß gerade bei dem geplanten Pe⸗ 
troleummonopol mit der Zuſtimmung im Prinzip 
durchaus noch nicht alles gewonnen iſt. Zu⸗ 
nächſt fragt es ſich, ſo ſchön wie der Monopol⸗ 
gedanke an ſich auch iſt, ob die Möglichkeit ſeiner 
Durchführung exiſtiert. Darüber kann gar kein 
Zweifel beſtehen, daß die Durchführung der 
Monopolidee noch vor zehn, ja vielleicht ſogar 
vor fünf Jahren viel leichter geweſen wäre als 
jetzt. Damals war die Verkaufsorganiſation der 
Amerikaner in Deutſchland noch nicht ſo erſtarkt 
wie jetzt, damals waren die Intereſſenten in 
Rumänien, Galizien und Rußland noch unab⸗ 
hängiger und zerſtreuter und vor allem gab es 
damals noch weitverzweigte Kreiſe, die am 
Kleinhandel im Petroleum intereſſiert waren 
und deren Lebenskraft man damals noch hätte 
erhalten können. Heut liegt die Sache ſo, daß 
vom amerikaniſchen Import, der etwa 80 % 
unſeres Geſamtimports ausmacht, etwa 60% auf 
die Standard Oil Company entfallen, namentlich, 
ſeitdem die Pure Oil Company ebenfalls von der 
Standard Oil Company kontrolliert wird. Defter- 


830 


künftige Entwicklung darin, daß Rußland 


weniger zu produzieren aber mehr zu ver⸗ 


reich, Rumänien und Rußland zuſammen im⸗ 


n augenblicklich 17% unſerer Geſamt⸗ 


portiere 
Nun beſteht eine Gefahr für die zu⸗ 


einfuhr. 


brauchen beginnt, und daß auch in Oeſterreich 
ein ähnlicher Zuſtand ſich entwickeln kann. 
Zwar iſt augenblicklich die öſterreichiſche Pro⸗ 
duktion noch recht groß, allein man weiß, daß 
der ſtarke öſterreichiſche Export aus der Raffi⸗ 
nade früherer reicher Oelerträgniſſe ſtammt und 
die früher geſammelten großen Vorräte erheblich 
abzuebben beginnen. Allein nehmen wir ein⸗ 
mal an, daß es in Zukunft wirklich gelänge, 
Galizien, Rumänien und Rußland uns in 
reicherem Maße zu erſchließen, und daß wir 
nicht bloß durch den Bau einer Tankflotille, 
ſondern ſogar durch die Herſtellung von Tipelines 
(das ſind Röhrenleitungen, durch die über 
Meilen hinweg das Petroleum von den Quellen 
zu den Verladeſtellen geführt wird) es uns gelingt, 
das Petroleum der unabhängigen amerikaniſchen 
Geſellſchaften in vermehrtem Maße nach Deutſch⸗ 
land zu führen, ſo würden wir immer damit 
rechnen müſſen, daß mindeſtens 30% des von 
uns gebrauchten Petroleums von der Standard 
Oil Company geliefert werden müſſen. Wird 
die Standard Oil Company ſich kampflos 
dieſe Reduzierung ihres Abſatzes nach Deutſch⸗ 
land gefallen laſſen? Ich ſehe ganz davon 
ab, daß die bisher in Amerika verhaßte 
und bekämpfte Truſtgeſellſchaft durch unſeren 
Monopolplan dort populär zu werden beginnt, 
und daß man bereits anfängt, den deutſchen 
Kampf gegen den Truſt, der eigentlich doch in 
die Kerbe der amerikaniſchen Kämpfe haut, als 
einen Angriff gegen die nationale Ehre Amerikas 
und als einen Vorwand zur Ingangſetzung 
der Geſetzgebungmaſchine anzuſehen. Viel 
wichtiger ſcheint es mir, zu ergründen, ob und 
unter welchen Bedingungen die Standard Oil 
Company bereit iſt, an das deutſche Monopol 
zu liefern. Viel verdient haben die Amerikaner 
in Deutſchland bisher nicht, denn ſie haben des 
Kampfes wegen das Petroleum verhältnismäßig 
billig an ihre Verkaufsgeſellſchaft abgegeben. 
Sie werden jetzt entweder nur zu erhöhten 
Preiſen oder womöglich gar nicht liefern wollen. 
Dieſer letzte Gedanke erſcheint zunächſt unge⸗ 
heuerlich. Aber man darf nicht vergeſſen, daß 
man es hier mit einer Geſellſchaft zu tun hat, 
die beinahe 40 Millionen Dollar als Dividende 
ausſchüttet, aber erheblich mehr verdient, ſo daß 
ſelbſt ein Verdienſtausfall von 5—6 Mill. . 
gar keine Bedeutung für das Unternehmen hat. 
Selbſt wenn alſo die Standard Oil Company 
die Lieferung nach Deutſchland einſtellen würde, 
ſo wäre das für ſie zu verſchmerzen. Nun 
glaube ich nicht etwa an eine ſolche Eventualität. 
Aber wenn man ſie überhaupt auch nur theo⸗ 
retiſch in den Bereich der Möglichkeiten ſtellen 
muß, ſo beweiſt das doch, daß man von der 
Regierung zunächſt den ſtrikten Nachweis 
darüber verlangen muß, ob und welche Maß⸗ 
nahmen ſie ergriffen hat, um dem deutſchen 


Volk auch den Bezug des Petroleums durch 
ihr Monopol garantieren zu können. Die 
private Monopoliſierung, die vorläufig ja noch 
immer unvollendet war, konnte uns eventuell 
mit hohen Petroleumpreiſen belaſten, aber wir 
waren doch wenigſtens ſicher, das notwendige 
Petroleum zu erhalten. 


Nehmen wir nun den Fall, die Verſorgung⸗ 
möglichkeit ſei nachgewieſen, ſo bleibt zu unter⸗ 
ſuchen, ob die Form des Monopols, wie ſie 
uns jetzt vorgeſchlagen wird, annehmbar er⸗ 
ſcheint. Dabei ſind wir vorläufig noch, bis 
der amtliche Geſetzentwurf publiziert iſt, auf 
nicht ſehr detaillierte Darſtellungen der. Offizioſi 
angewieſen. Man will keine Reichsbehörde, 
keine Staatspetroleumhandelsgeſellſchaft grün⸗ 
den, ſondern eine Aktiengeſellſchaft, bei der dem 
Reich genügend Einfluß gegeben iſt, wird die 
Sache in die Hand nehmen. Die beſtehenden 
Handelsunternehmungen in Petroleum werden 
expropriiert (noch iſt es nicht ganz ſicher, ob 
außer der Entſchädigung für die Anlagen noch 
eine Entſchädigung für den zukünftig entgehenden 
Gewinn gewährt wird) und für dieſe Expropriation 
wird ein Aktienkapital von 60 Mill. / auf- 
gebracht. (Aus anderer als offiziöſer Quelle 
höre ich, daß außerdem noch Obligationen ge⸗ 
plant ſind.) Von dieſem Aktienkapital ſollen 
50 Mill. WM an die Börſen gebracht, 10 Mill. A 
aber im Portefeuille der Banken behalten und 
bei der Reichsbank deponiert werden. Dieſe 
10 Mill. / werden in Form von Vorzugsaktien 
ausgegeben, die namentlich den Vorzug des 
fünffachen Stimmrechts gegenüber den anderen 

ktien beſitzen. 


Dieſe Vereinigung privaten Kapitalriſikos 

und Beteiligung und Aufſicht des Reiches iſt 
an ſich durchaus akzeptabel und eine moderne 
und ſehr zukunftreiche Form der Verſtaatlichung, 
ebenſo wie der Komunaliſierung. Man hat 
darauf hingewieſen, daß die Reichsbank ein 
ähnliches Mixtum compositum darſtellt. Allein 
abgeſehen davon, daß bei der Reichsbank der 
Staat leiſtet und nicht bloß beaufſichtigt, iſt es 
gerade bei der Verfaſſung unſeres Zentralnoten⸗ 
inſtitutes in vorbildlicher Weiſe gelungen, das 
Privatintereſſe mit dem öffentlichen Intereſſe 
zu verquicken. Iſt dasſelbe von der projek⸗ 
tierten Monopolgeſellſchaft zu ſagen? Auf den 
erſten Blick erſchien es uns ſo. Ein glänzender 
Gedanke ſchien verwirklicht: Die Aktionäre des 
neuen Unternehmens ſollten um ſo mehr ver⸗ 
pienen, je niedriger die Preiſe waren, zu denen 
ihre Geſellſchaft verkaufte. Eine beſtimmte 
Wunde nach oben war den Preiſen geſetzt. 
burden dieſe Preiſe nicht überſchritten, fo ſollte 
Di Geſellſchaft ein Drittel, der Staat zwei 
rittel der Gewinne erhalten. Hält ſich der 

Verkaufspreis der Geſellſchaft unter jener Grenze, 
6 wuchs der zuläſſige Gewinnanteil für die 
eſellſchaft und für das Reich. Steigt er jedoch 
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über die Höchſtgrenze, jo fällt zunächſt der Anteil 
des Reiches vollkommen weg und der Anteil 
der Geſellſchaft wird ſo weit reduziert, daß bei 
einem gewiſſen Verkaufspreis überhaupt nur 
noch eine Verzinſung von 4% des Kapitals 
(die allerdings den Aktionären auf alle Fälle 
verbleibt) gewährt werden darf. Die Frank⸗ 
furter Zeitung hat unter Zugrundelegung des 
bisher als authentiſch kolportierten Normalpreiſes 
von 20 Pfennigen pro Liter berechnet, daß bei 
einem Verkaufspreis in. der genannten Höhe 
die Geſellſchaft 3 Mill. , verdienen und 5 % 
Dividende verteilen, bei einem Verkaufspreis 
von 17 Pfennigen pro Liter aber 5,85 Mill. M 
verdienen und 9¼ 8 Dividende verteilen könnte. 
Im erſten Falle würde das Reich 12 Mill. , im 
letzten Falle über 23 Mill. / Jahresanteil erhalten. 
Nun kann man dieſes hübſche Rechenbeiſpiel nach 
unten weiter fortſetzen, ſolange wie man will. 
Es ergibt ſich zum Schluß, daß, wenn die 
Geſellſchaft das Petroleum verſchenkt, dann un⸗ 
glaubliche Gewinne herauskommen würden. 
Schade nur, daß die Geſellſchaft ſo billig das 
Petroleum nicht wird einkaufen können, daß ſie 
es mit Nutzen zu verſchenken vermag. Aber 
wie bereits geſagt: Das Prinzip iſt herrlich und 
iſt beinahe ſo einfach wie das von Columbus 
gelöſte Eierproblem. l 

Nun hat fih aber inzwiſchen etwas er- 
eignet, was uns nachdenken lehrte. In der 
offiziöſen Verlautbarung hieß es, daß alle 
Banken Berlins ſich bereit erklärt hätten, die 
Aktien zu übernehmen und ſich an dem Monopol 
zu beteiligen. Kaum aber war das Projekt 
veröffentlicht, ſo erklärten zunächſt der Schaaff⸗ 
hauſenſche Bankverein und die Dresdner Bank, 
daß fie gar nicht an eine Beteiligung dächten, 
weil ſie das Projekt für unrationell und un⸗ 
durchführbar hielten. Gleichzeitig erklärte die 
Disconto-Geſellſchaft, daß fie ſolange von einer 
Beteiligung ſich fern halten würde, als ihr nicht 
garantiert ſei, daß paritätiſche Beſetzung des 
Aufſichtrates und völlige Unabhängigkeit der 
Verwaltung durchgeführt werde. Es entſchleierte 
ſich nun, daß das vom Reichsſchatzamt aus⸗ 
gearbeitete Projekt im Grundriß von der Deut⸗ 
ſchen Bank und deren Intereſſengeſellſchaften 
entworfen war, daß die Deutſche Bank den 
Vorſitzenden des Aufſichtrats, außerdem aber 
auch den Poſten des leitenden Direktors in 
der Perſönlichkeit des Generaldirektors Stauß 
von der Deutſchen Petroleum⸗Verkaufs⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft ſtellen ſoll. Darüber war die Disconto⸗ 
Geſellſchaft, die behauptete, getäuſcht worden zu 
ſein, entſetzt, und nun entbrannte ein Feder⸗ 
krieg zwiſchen der Bank und der Disconto-Ge⸗ 
ſellſchaft oder, wenn man ſo will, zwiſchen Herrn 
Stauß von der Deutſchen Petroleum⸗Verkaufs⸗ 
Geſellſchaft und Herrn Generaldirektor Nöllen⸗ 
burg von den Deutſchen Erdölwerken. In dieſem 
Streit warfen ſich beide Parteien als ſchwerſtes 
Verbrechen die Vernachläſſigung nationaler 
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Intereſſen vor, gleichzeitig aber die Abſicht, ihre 
Privatintereſſen im Monopol an erſter Stelle 
zur Geltung zu bringen. Das Publikum inter⸗ 
eſſierte ſich aber viel weniger für die Frage, 
welche von beiden Banken recht hatte, als für 
die durch den Streit an die Oberfläche geſpülte 
Tatſache, daß überhaupt noch irgendwelche 
Privatintereſſen im Hintergrunde | chlummerten. 
Daß die eine oder andere Petroleumhandels⸗ 
kompagnie mit ein paar hunderttauſend Mark 
mehr oder weniger abgefunden werden könnte, 
das erſchien eigentlich des goldenen Erisapfels 
kaum wert. Es mußten alſo ſtärkere Inter⸗ 
eſſen im Hintergrunde ſchlummern. Und in der 
Tat. Wenn man den Sachen auf den Grund 
geht, ergibt ſich eine merkwürdige Konſtellation. 
Der Gewinn der Monopolgeſellſchaft wird 
weſentlich bedingt durch den Einkaufspreis für 
Petroleum. Gelingt es ihr, den Einkaufspreis 
herabzudrücken, ſo kann ſie viel verdienen. Will 
ſie zum normalen Höchſtpreis von 20 Pfennig 
pro Liter verkaufen und ihren bei dieſer Preis⸗ 
grenze zuläſſigen Gewinn von 0,33% erzielen, 
ſo muß ſie mindeſtens mit 19,67 Pfennig 
pro Liter zuzüglich aller Unkoſten einkaufen. 
Kauft ſie billiger ein, ſo entfallen zunächſt bis 
zu 1,33 Pfennig pro Liter auf den Anteil des 
Staates, kauft ſie ſo billig ein, daß Staat und 
Geſellſchaft zuſammen mehr als 1,66 Pfennig 
verdienen würden, ſo muß ſie den Verkaufs⸗ 
preis herabſetzen. Jedenfalls geht aus dem 
oben Geſagten hervor, daß Geſellſchaftgewinn 
und Reichsgewinn abhängt vom billigen Ein⸗ 
kauf. Kauft die Geſellſchaft teuer ein, ſo muß 
entweder der Preis erhöht werden, und dann 
reduziert ſich der Gewinnanteil der Geſellſchaft 
und der Anteil des Reiches fällt ganz fort. Oder 
die Geſellſchaft arbeitet für ſich und für das 
Reich womöglich ganz ohne Nutzen. Man ſollte 
meinen, gemeinſam mit dem Reich hätte die 
Monopolgeſellſchaft das gleiche Intereſſe, nicht 
zu teuer zu verkaufen und recht billig einzu⸗ 
kaufen. Gewiß, das Intereſſe der Geſellſchaft 
an ſich iſt ſolidariſch mit dem Reich. Aber ein 
weſentlich anderes Intereſſe haben die Banken, 
denn deren finanzielles Schwergewicht ruht nicht 
bei der Monopolgeſellſchaft, ſondern bei den 
Petroleumunternehmungen, die als Verkäufer 
der Monopolgeſellſchaft gegenübertreten, bei 
denen ſie viele Millionen inveſtiert haben. 
Denn inwiefern ſind ſie denn an der Monopol⸗ 
geſellſchaft überhaupt intereſſiert? Sie haben ja 
bloß 10 Millionen Vorzugsaktien, die ihnen 
eine 4% ige Verzinſung ihres Geldes immer 
bringen. Was nützt ihnen denn die Super⸗ 
dividende auf diefe 10 Mill. / die, ſelbſt wenn 
fie 4% ͤ betrage, nur 400 000 % ausmacht, 
wo doch ein, zwei oder drei Pfennig mehr Er⸗ 
trägnis pro Liter bei ihren Petroleumgeſell⸗ 
ſchaften Millionenerträgniſſe liefern. Wenn die 
Monopolgeſellſchaft keine Superdividende ver⸗ 
teilen kann, ſo weinen höchſtens die Aktionäre, 


die an den Börſen die 50 Mill. ø Staats⸗ 
aktien gekauft haben. Die tragen für niedrige 
Verzinſung das Riſiko. Der Preis, zu dem die 
mit deutſchem Kapital finanzierten Petroleum⸗ 
unternehmungen an das Monopol verkaufen, 
hängt weſentlich von dem Preis ab, den die 
Standard Oil Company für ihr Petroleum 
fordern wird. Denn nach alter Regel der 
Preislehre reguliert die Spitze, die den Aus⸗ 
gleich von Angebot und Nachfrage her⸗ 
beiführen muß, den Preis. Fordert nun 
die Standard Oil Company verärgert 
einen möglichſt hohen Preis, ſo garantiert fie 
damit den von den deutſchen Banken ab- 
hängigen Petroleumunternehmungen auch die 
Möglichkeit, einen möglichſt hohen Preiſs zu be⸗ 
kommen. Der Konflikt der Deutſchen Bank und 
der Disconto⸗Geſellſchaft dürfte ſich, mithin im 
Lichte dieſer Erkenntnis geſehen, dadurch er⸗ 
klären, daß die Deutſche Bank, wenn ſie die 
Leitung des Monopols in die Hand bekommt, 
nach der Auffaſſung der Disconto⸗Geſellſchaft 
ihre Geſellſchaften in erſter Linie bevorzugen 
würde. Die Disconto⸗Geſellſchaft ihrerſeits hat 
aber den ganzen Truſt nicht ſo nötig wie die 
Deutſche Bank, die nur durch ihn ihre 
Petroleumgeſellſchaften rentabel machen kann. 
Denn die Disconto⸗Geſellſchaft oder die ihr nahe⸗ 
ſtehende Erdölgeſellſchaft hat für den Fall, daß 
der Truſt nicht zuſtande kommt, mit den Ameri- 
kanern einen für ſie vorteilhaften Vertrag, der ihr 
ohnehin günſtige Preiſe garantiert. Die Dresdner 
Bank und der Schaaffhauſenſche Bankverein 
aber wollen die ganze Geſchichte überhaupt nicht 
mitmachen, weil ſie vor kurzer Zeit ihre Pe⸗ 
troleumintereſſen an eine ausländiſche Gruppe 
abgeſtoßen haben und deshalb nicht das ge⸗ 
ringſte Nebengeſchäft an dem Monopol machen 
können. Was ſoll aber als Nebengeſchäft die Ueber- 
nahme einer Aktie bedeuten, von der man in 
den Direktionsbureaus der Dresdnerin und des 
Schaaffhauſenſchen Bankvereins doch nur zu gut 
weiß, daß ſie nicht einen Pfennig über 4% 
Dividende bringen wird, wenn die Pläne der 
Gründer glücken? Dieſe Pläne können durch 
eine Staatsaufſicht vereitelt werden, denn fein 
Staatskommiſſar der Welt kann eine Geſellſchaft 
veranlaſſen, zu billigeren Preiſen zu kaufen als 
die ſind, die ihr die Lieferanten machen. Und 
deshalb ſcheint es notwendig zu ſein, das ganze 
Projekt, in dem vorläufig auch noch jede Mit⸗ 
wirkung des Reichstages fehlt, darauf zu prüfen, 
ob nicht doch, wenn überhaupt unter ſolchen 
Umſtänden ein erſprießliches Monopol möglich 
iſt, das Reichsamt unter Leitung eines Wirkl. 
Geh. Petroleumsrats dem Privatmonopol auf 
Aklien mit Nebenverdienſt vorzuziehen iſt. 

Im Zuſammenhang mit den oben ſkizzierten 
Zweifeln gewinnt eine ganz beſondere Bedeutung 
die Abſicht der Regierung, die Monopolpläne mit 
den Koſten für ſoziale Reformen zu verquicken. 
Darüber demnächſt in einem anderen Artikel mehr 
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Die Techniker. 


Von Dr. Erwin Steinitzer⸗ Berlin. 


Seit die Privatangeſtellten begonnen haben, ſich 
als beſondere ſoziale Gruppe zuſammenzuſchließen 
und ſich als ſolche eigene Organe ihres Wollens 
und Handelns zu ſchaffen, ſind die Bedingungen 
und Ausſichten ihres beruflichen und privaten Da⸗ 
ſeins in weit ſtärkerem Maße als früher Gegen- 
ſtand ſyſtematiſcher Aufmerkſamkeit, ſorgfältiger und 
planmäßiger Erforſchung geworden. Kenntniſſe über 
die Einkommensverhältniſſe, über die ſozialen oder 
unſozialen Eigentümlichkeiten des Dienſtvertrags, über 
all die tatſächlichen Grundlagen, auf denen ſich die 
konkreten Forderungen und Beſchwerden der Ange- 
ſtelltenbewegung aufbauen (Dinge, von denen man vor 
einem Dezennium kaum etwas ſtatiſtiſch Geſichertes 
wußte), ſind uns in den letzten Jahren reichlich und 
eifrig vermittelt worden; und wenn auch jede dieſer 
Unterſuchungen bloß kleine Teile der Angeſtellten⸗ 
ſchaft umfaßte und alſo an ſich Stückwerk war, 
ſo boten ſie immerhin in ihrer Geſamtheit zwar 
kein getreues und genaues Abbild, aber doch eine 
deutliche und ausreichende Umrißſkizze der allge⸗ 
mein wirtſchaftlich⸗ſozialen Struktur der Klaſſe. 
Dieſes Bild mag durch fortgeſetzte Nachforſchungen 
ergänzt und detailliert, im einzelnen wohl auch 
korrigiert und retouchiert werden; im ganzen ſteht 
es feft. Neue Erhebungen können keine Ueber⸗ 
raſchungen mehr bringen; ſie dienen in erſter Linie 
der ſozialpolitiſchen Fundierung der praktiſchen Ver- 
bandsarbeit. Woraus natürlich nicht etwa folgt, 
daß ſie vom Standpunkte der Wiſſenſchaft und des 
allgemeinen Intereſſes überflüſſig wären. 

Keine Neuerkenntnis in den grundlegenden Be- 
ziehungen, manche ſchätzbare Vertiefung in den 
Einzelheiten: das gilt auch von den Reſultaten der 
Erhebung, mit der ſoeben der Deutſche Tech⸗ 
nikerverband — oder vielmehr in feinem Auf- 
trage der berliner Privatdozent Dr. Adolf Günther 
— an die Oeffentlichkeit tritt. An ihrem Waterial 
und an der Sorgfalt ſeiner Bearbeitung gemeſſen, 
gehört dieſe Unterſuchung zu den bedeutſamſten ihrer 
Art. Der deutſche Technikerverband iſt heute noch 
— wenn man von der ſozial und ſozialpolitiſch ganz 
anders gearteten Werkmeiſtervereinigung abſieht — 
die numeriſch ſtärkſte Organiſation techniſcher An⸗ 
geſtellter in Deutſchland und er hat einen ver⸗ 
gleichsweiſe großen Teil feiner Mitglieder (der frei- 
lich nur einen ſehr kleinen Teil aller unſelbſtän⸗ 
digen Techniker im Reiche darſtellt) zur Beant⸗ 
wortung ſeiner Fragen zu veranlaſſen vermocht. Er 
hat auch beträchtliche Mittel geopfert, um eine mög⸗ 
lichſt vielſeitige und vollſtändige Aufarbeitung ſeiner 
Ermittlungen durch kundige Hände zu ſichern. Daß 


das Ergebnis dieſem Aufwande entſpricht, wird man 
nur bejahen dürfen, wenn man auch die weit⸗ und 
eingehende Beſtätigung ſchon bisher bekannter 
Tatſachen als hinreichend wertvollen Gewinn an= 
ſieht. Für den Verband ſelbſt trifft das ja zweifel⸗ 
los zu, denn er begründet auf dieſer Beſtätigung 
aus den Verhältniſſen in den eigenen Reihen die 
— gegen früher geänderte, radikaliſierte — Orien⸗ 
tierung ſeiner Politik und Taktik. 

An die Spitze der Darſtellung hat der Statiſtiker 
des Verbandes eine Reihe demologiſcher — 
bevölkerungſtatiſtiſcher — Nachweiſungen geſtellt. Sie 
jind großenteils nicht Selbstzweck, ſondern foller bloß 
dartun, daß das Verbandsmaterial in ſeiner Zu⸗ 
ſammenſetzung nach Altersaufbau, Familienſtand, 
geographiſcher Verteilung, Ortsgrößenklaſſen, Art 
und Umfang der Betriebe, denen die Zenſiten zu⸗ 
gehören, nicht allzu erheblich von den Durchſchnitten 
abweicht, die durch andere, vor allem durch die 
umfaſſenderen (aber natürlich weniger detaillierten) 
öffentlichen Unterſuchungen gefunden worden 
ſind. Ohne dieſe Durchſchnittlichkeit hätten ja die 
ſozialſtatiſtiſchen Reſultate, die der eigentliche Zweck 
der Erhebung ſind, nur einen ſehr bedingten und 
ſpeziellen Wert. Ueber jene Grundfeſtſtellungen hin⸗ 
aus iſt dann verſucht worden, gewiſſe bevölkerung⸗ 
ſtatiſtiſche Zuſammenhänge bedeutſamer Art — wie 
Ortsgröße und Heiratsfrequenz — oder Kombinatio⸗ 
nen demologiſcher und ſozialökonomiſcher Erſchei⸗ 
nungen — Einkommenſtufen und Altersſtufen — 
feſtzuhalten. Als ſozialſtatiſtiſch von allgemeinem 
Intereſſe ſeien aus dieſem Teile der Arbeit die 
Angaben über die ſoziale Herkunft der 
Techniker angeführt; neben ihnen das, was wir 
aus anderen, älteren Quellen über dieſen Punkt 
wiſſen. 

Es ſtammten ab in Hundertteilen der Geſamtzahl 
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Welche von dieſen Ziffern den allgemein gültigen 
Verhältniszahlen (die natürlich nur durch öffent⸗ 
liche Zwangserhebung feſtgeſtellt werden könnten) 
am nächſten kommen, läßt jiġ natürlich kaum be= 


urteilen. Bemerkenswert iſt in der Statiſtik des 
Technikerverbandes das ſtarke Hervortreten der Herz 
kunft aus Kreiſen der Privatangeſtellten ſelbſt, ſo⸗ 
wie aus ſolchen der Arbeiter (zuſammen über ein 
Drittel der Geſamtzahl). Akzentuiert ſich dieſe Ten⸗ 
denz in Zukunft weiter (für die Selbſtergänzung iſt 
das ohne weiteres anzunehmen, für den Zuſtrom aus 
der Arbeiterſchaft mit der zunehmenden Hebung 
ihrer Oberſchichten, deren Einkommenslage ſich ſchon 
heute der des Gros der Privatbeamten dicht ge⸗ 
nähert hat, immerhin nicht unwahrſcheinlich), ſo 
werden dadurch die ideologiſchen Zuſammenhänge mit 
den altmittelſtändiſchen Gruppen (die für einen guten 
Teil der Angeſtellten heute noch Familienerbſtück 
ſind) entſcheidend geſchwächt werden. 

Im Mittelpunkt der eigentlich ſozialſtatiſtiſchen 
Darſtellung ſteht natürlich das Ginko mmen der 
Klaſſenangehörigen. Ueber die allgemeine Ge 
ſtaltung der Einkommensrelationen (die verhältnis⸗ 
mäßige Beſetzung der Einkommenſtufen) ſind wir 
ja im ganzen hinlänglich unterrichtet. Die Zahlen 
der Güntherſchen Erhebung ſind für die Induſtrie⸗ 
techniker nicht unweſentlich günſtiger als die bis⸗ 
her bekannten, während ſie für die Bautechniker 
mit den früheren Ergebniſſen anderer Unterfuhungen 
ziemlich genau übereinſtimmen. (Nach den bisherigen 
Erfahrungen waren etwa 60 bis 70 60 aller er⸗ 
faßten Zenſiten den Einkommensſtufen bis 2400 . 
zuzuzählen; in der Statiſtik des Technikerverbandes 
jind es nicht viel über 50 00. Dementſprechend auf 
der anderen Seite übernormale Beſetzung der Stufen 
über 3000 44.) Beſonders ſcharf tritt dieje Differenz 
gegenüber der 1907 vom Bureau für Sozialpolitik 
mit Hilfe des „B. t. i. B.“ veranſtalteten Berliner 
Enquete hervor. Das iſt vielleicht dadurch zu er- 
klären, daß die Witgliedſchaft des Techniker verbandes, 
der ja noch vor kurzem eine eminent „wirtſchaft⸗ 
friedliche“ Organiſation war, von relativ vielen Be- 
amten in „gehobener“ Poſition erworben wurde, 
während diejenigen, die den Druck des Arbeitmarkts 
ohne perſönliche Wilderung empfanden, ſich in 
größerer Zahl dem radikaleren „Bund“ zuwandten. 
In beiden Erhebungen wären demnach die objek⸗ 
tiven Verhältniſſe durch organiſatoriſche Ausleſe der 
Beobachtungobjekte verſchoben; in welcher ſtärker, 
iſt ſchwer zu ſagen. 

Indes — wichtiger und wertvoller als dieſe 
allgemeinen Relationen ſind die differenzierten Zu⸗ 
ſammenhänge, die die Statiſtik des Verbandes 
zwiſchen dem Einkommen und anderen ſozialen Tat⸗ 
beſtänden herzuſtellen ſucht. Die Kombinationen. 
zwiſchen Einkommen und (Lebens⸗ und Berufs⸗) 
Alter, Einkommen und Familienſtand, Einkommen 
und Familienumfang, Einkommen und Ortsgröße 
bringen allerdings kaum mehr als Belege deſſen, 
was wir aus der täglichen Lebenserfahrung wiſſen 
oder erwarten. Anderes dringt tiefer. Eine Aus- 
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Scheidung der Einkommen nach wirtſchaft⸗ 
geographiſchen Bezirken macht den Verſuch, 
den lokalen Unterſchieden in der Gunſt oder Ungunſt 
des techniſchen Arbeitmarkts auf den Grund zu 
kommen. Die Rejultate find nicht einheitlich und — 
da überall nur wenige hundert Beobachtungen in 
Frage ſtehen — ſicherlich auch nicht allzu exakt; 
immerhin trennen ſie deutlich die Gebiete mit — 
im Vergleich zum Angebot — konſtant ſchleppender 
Nachfrage (ganz klar und ſcharf vor allem Bayern), 
von denen mit dauernd angeſpannter (Rheinland- 
Weſtfalen) und von denen, wo zwar die Ueber- 
füllung des Arbeitmarkts im allgemeinen gehalts⸗ 
drückend wirkt, aber doch ein ſtärkerer Begehr nach 
ſpezialiſierten Fähigkeiten und Leiſtungen die Quote 
der beſſeren Einkommen ſteigert (Hamburg). Das 
Ergebnis für die Reichshauptſtadt iſt beſonders bei 
den Induſtrietechnikern nicht befriedigend: übers urch⸗ 
ſchnittliche Beſetzung der unterſten, durchſchnittliche 
der mittleren, unterdurchſchnittliche der oberſten Ein⸗ 
kommenſtufen. Sachſen iſt in den unteren Mittel⸗ 
ſtufen reichlicher, dafür in den oberſten ſchwächer 
beſetzt als der Durchſchnitt; die Ueberfüllung wirkt 
aljo wenn die Statiſtik richtig ſpiegelt — ſtärker 
als die zweifellos bedeutende Nachfrage. 

Inſtruktiv iſt auch die Gegenüberſtellung des 
Einkommens und der nächſtwichtigſten Arbeit⸗ 
bedingung: der Arbeitzeit. Sie geſtattet die Theſe, 
daß — ſoweit nicht betriebstechniſche Rückſichten 
zwingender Art oder allgemeiner Ortsbrauch ent⸗ 
ſcheiden — niedrige Entlohnung mit langen, hohe 
mit — vergleichsweiſe — kurzen Arbeitzeiten Hand 
in Hand geht. Das iſt ja auch von vornherein nahe⸗ 
liegend: dieſelbe Schwäche in der Poſition des 
Arbeitnehmers, die ihn zwingt, ſich mit gering⸗ 
fügigem Einkommen zu beſcheiden, verſchlechtert auch 
in den übrigen — für den Unternehmer relevanten — 
Beziehungen ſeinen Arbeitvertrag; dieſelbe Stärke, 
die ihn höhere Gehaltsanſprüche durchſetzen läßt, 
verbeſſert auch ſonſt ſeine Stellung als Kontrahent. 
Dieſer fundamentale Parallelismus würde nur dann 
illuſoriſch, wenn das Vertragsverhältnis zwiſchen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer — ſoweit die An⸗ 
geſtellten in Betracht kommen — nicht nach den 
Prinzipien der Wirtſchaftlichkeit 
alſo mit dem Beſtreben, für die geringſtmögliche 
Leiſtung die höchſtmögliche Gegenleiſtung zu erhalten 
— geregelt würde. Die Aufſtellungen des Techniker⸗ 
verbandes ſind übrigens ſo charakteriſtiſch, daß ihre 
Hauptziffern hierher geſetzt ſeien. 

Es verdienten in der Hauptgruppe der Bautechniker 

(Betriebsperſonal) mehr als 2400 M. jährlich: 
Von den Technikern mit 7 ſtündiger Arbeitszeit 25% 
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Die Erhebung der Arbeitbedin gungen 
(außer dem Einkommen) erſtreckt ji, wie üblich, 
auf die Arbeitzeit (einſchließlich der Ueber- und 
Sonntagsarbeit) auf die Arlaubsverhältniſſe, 
Kündigungfriſten, die Fortzahlung des Gehalts 
bei Krankheit und militäriſchen Uebungen, die 
Konkurrenz- und Erxfindungklauſeln. Die Gegen— 
ſtände des Intereſſes ſind ja hier durch das praf- 
tiſche Bedürfnis der ſozialpolitiſchen Agitation 
durchaus gegeben. Viel Wertvolles und Neues iſt 
in all dieſen Dingen nicht zutage gefördert worden. 
Die Arbeitzeitſtatiſtik berechnet die Häufig- 
keit des Achtſtundentages für die Angeſtellten des 
Baugewerbes mit 20, für die der Induſtrie mit 
38 do. Als regulär (ſtärkſte, relative Beſetzung) er⸗ 
ſcheint in der Induſtrie der Neun⸗, im Baugewerbe 
der Neun- bis Zehnſtundentag. In der berliner 
Unterſuchung des Bureaus für Sozialpolitik domi⸗ 
niert dagegen die achtſtündige Arbeitzeit (mit nahe⸗ 
zu 60 % aller Fälle). — Die Urlaubsſtatiſtik 
ergibt, daß im Baugewerbe die Hälfte und in der 
Induſtrie drei Viertel der in die Erhebung ein⸗ 
bezogenen Verbandsmitglieder bezahlten Urlaub er- 
hielten; in etwa einem Drittel der Fälle im Aus- 
maße von 7 bis 10, zur Hälfte in einem ſolchen 
von 11 bis 14 Tagen. — Die Statiſtik der 
Fortzahlung des Gehalts bei Krank⸗ 
heit und Militärübung iſt (wie ähnliche 
frühere Verſuche) an der Häufigkeit der unbeſtimmten 
(oder fehlenden) Angaben geſcheitert. — Die Er- 
hebung über die Konkurrenz⸗ und Erfin⸗ 
dungklauſeln zeigt das Vorkommen der all⸗ 
bekannten „unſozialen“ Wißſtände: Feſſelung jün⸗ 
gerer, kaum in den Beruf getretener Elemente, un⸗ 
verhältnismäßige Höhe der Strafe, gemeſſen am Ge⸗ 
halte des Angeſtellten, volle Erfindungkonfiskation 
zum Teil ſogar nach dem Ausſcheiden des Erfinders 
aus dem Dienſte der Firma. Die Tatſache, daß ſich 
unter den Arbeitgebern, die Konkurrenz- und Er⸗ 
findungklauſeln auferlegen, relativ viele juriſtiſche 
Perſonen finden, erklärt ſich ganz zwanglos aus 
dem ſtärkeren Intereſſe des Großbetriebes an dieſen 
Kautelen; daraus zu ſchließen, daß „mit“ (oder viel⸗ 
mehr infolge) „der Entperſönlichung der Induſtrie 
die unſozialen Arbeitbedingungen zunehmen“, ſcheint 
mir nicht ohne weiteres zuläſſig. Auch iſt die 
G. m. b. H. nicht, wie Günther meint, durchweg 
als entperſönlichte unternehmungform anzuſehen. 

Die — vom gewerkſchaftlichen Standpunkte ein 
wenig bedenkliche — Zuſammenſetzung des deutſchen 
Technikerverbandes macht es möglich, daß für all 
die ſozialſtatiſtiſchen Probleme, die ich eben ſkizziert 
habe, in fortlaufendem Parallelismus Nachweiſungen 
über die Verhältniſſe derjenigen Angeſtellten ge⸗ 
geben werden konnten, die von öffentlichen 
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Arbeitgebern — Staat, Gemeinde — beſchäftigt 
werden. Dabei kommen natürlich nicht ſo ſehr die 
öffentlichen Beamten in Betracht — deren ſoziale 
und ökonomiſche Situation liegt ja offen — als 
die auf Privatdienſtvertrag Angeſtellten des 
Staates und der Gemeinde, die in ziemlicher Zahl an 
der Erhebung teilgenommen haben. Summariſiert 
man das RNeſultat dieſer Gegenüberſtellungen, fo 
läßt ſich ganz generell ſagen, daß die öffentlichen 
Privatangeſtellten in allen ſekundären Bezieh⸗ 
ungen des Arbeitvertrags — Arbeitzeit, Urlaub, 
Kündigungfriſten — weit günſtigere Zuſtände auf⸗ 
weiſen als die „privaten“; viel geringer dagegen 
iſt ihr Vorſprung (ſoweit er überhaupt beſteht) in 
der Einkommenshöhe. Mit anderen Worten: der 
öffentliche Arbeitgeber nutzt den Druck des Arbeit⸗ 
markts nach der Seite der Bezahlung an- 
nähernd wie der private, im übrigen weſent⸗ 
lich weniger. Im ganzen ſcheinen übrigens nach 
der vorliegenden Statiſtik die Arbeitbedingungen der 
kommunalen Arbeitgeber „ſozialer“ als die des 
Staates. 

Die ſozialpolitiſchen Schlußfolgerungen, die ſich 
vom Standpunkte einer Angeſtellten-Intereſſenten⸗ 
vertretung aus den mit fo vieler Mühe zuſammen⸗ 
geſtellten und errechneten Ziffernreihen ergeben, ſind 
weder fernliegend noch neu. In der Monographie 
Günthers — die der Technikerverband als Auftrag⸗ 
geber immerhin mitzeichnet — ſind ſie mit be⸗ 
merkenswerter Schärfe formuliert. Das kann nicht 
überraſchen: die Radikaliſierung des Techniker⸗ 
verbandes (der ſeinerzeit dem Bund techniſch⸗ 
induſtrieller Beamter gegenüber das „konſervative 
Element“ in der deutſchen Technikerbewegung reprä⸗ 
ſentierte) geht neuerdings raſch und deutlich vor 
ſich. Prinzipiell hat er — mit der Anerkennung 
des Streiks als Kampfmittel — den reinen Gewerk⸗ 
ſchaftſtandpunkt erreicht. Das bedeutet, daß — wenn 
man nur die beiden großen Verbände in Betracht 
zieht — rund fünfzigtauſend techniſche Beamte in 
Deutſchland programmatiſch gerüſtet ſind, ihre Inter⸗ 
eſſenkämpfe gegen das Unternehmertum in gewerk⸗ 
ſchaftlichem Geiſte und mit gewerkſchaftlichen Waffen 
zu führen. Ihnen ſtehen allerdings fünfzigtauſend 
organiſierte Werkmeiſter gegenüber, die in ſtark 
„gelbem“ Fahrwaſſer ſegeln. Merkwürdig genug: 
die Techniker, die ganz überwiegend bürgerlichen 
Kreiſen entſtammen, ſind radikal; die Werkmeiſter, 
von denen ein großer Teil aus der Arbeiterſchaft 
aufgeſtiegen ift, „wirtſchaftfriedlich“k. Ein Beweis, 
wenn man will, wie wenig doch die Ideologie des 
Urſprungsmilieus dem eigenen, ſozialökonomiſchen 
Entwicklungſchickſale gegenüber ſtandhält. Auf die 
Dauer wird natürlich die Nadikaliſierung der Techniker 
auch auf die Werkmeiſter nicht ohne Einfluß bleiben. 
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Die 
wirtſchaftlichen Folgen des türkiſch⸗italieniſchen 
Friedensſchluſſes 


werden in der Neuen Freien Preſſe (17. Okto⸗ 
ber) beſprochen. Die Türkei profitiert, da ſie gleich⸗ 
zeitig in einen neuen Krieg hineingehetzt iſt, vor⸗ 
läufig wirtſchaftlich in keiner Weiſe von dem 
Friedensſchluß. Die ſeit Beginn des 
Krieges unvollendet gebliebenen umfangreichen 
Arbeiten wie Bahnbauten, Flußkanaliſationen, Land⸗ 
ſtraßenbauten und beſonders auch die Wiederauf⸗ 
richtung der durch die wiederholten Brandkataſtrophen 
zerſtörten Stadtviertel Konſtantinopels werden auch 
weiterhin zurückgeſtellt werden müſſen, ſoweit nicht 
einige fremde Geſellſchaften die Arbeiten an der 
Bagdadbahn und an der Bahnverbindung zwiſchen 
Marmarameer und Smyrna fortſetzen. Die Türkei, 
der der Italieniſche Krieg im Gegenſatz zu ſeinem 
Gegner, dem Kriegskoſten von mindeſtens 700 bis 
800 Mill. Lire entſtanden ſind, keine ſehr erheblichen 
Mehrausgaben verurſacht hat, iſt während der 1212 
Monate dieſes Kampfes ohne ein Moratorium aus⸗ 
gekommen; fraglich iſt, ob ſie jetzt, wo die Lage 
des Staates ungleich prekärer iſt, auf ein ſolches 
verzichten kann. Durch ein Moratorium würde 
ſpeziell der ohnehin ſchon durch die ſerbiſche 
und griechiſche Zahlungſtockung ſchwer geſchädigte 
öſterreichiſche Handel getroffen werden. Die Hoff⸗ 
nung Heſterreichs und der übrigen nach der Türkei 
exportierenden Staaten, daß nach dem Friedens⸗ 
ſchluß wieder ein kräftiger Aufſchwung des Geſchäftes 
einſetzen würde, wird alfjö recht ſchwer enttäuſcht. 
Italien hat übrigens die oben erwähnten hohen 
Kriegskoſten ohne Schwierigkeiten beſtreiten können, 
da es zu Beginn des Krieges über 500 Will. Lire 
Guthaben an auswärtigen Plätzen verfügte, die ſo⸗ 
fort mobiliſiert werden konnten, und weil ferner 
die Ueberſchüſſe aus dem ordentlichen Budget, die 
auch während des Kriegsjahres erzielt wurden, her⸗ 
angezogen wurden. Die 300 Mill. Lire betragende 
Schatzſcheinemiſſion konnte im Inland untergebracht 
werden. Jetzt, wo bedeutende neue Ausgaben an 
Italien in bezug auf die Erſchließung und Ver⸗ 
waltung des neuerworbenen Landes herantreten, 
wird man allerdings wieder zu einer neuen 
Schatzſcheinemiſſion ſchreiten müſſen, von der 
man jedoch wieder glaubt, jie im Inlande unter- 
zubringen können. Im Seehandel wird Italien 
Schwierigkeiten haben, ſich ſeine alte Stellung in 
den levantiniſchen Häfen als Exporteur zurück- 
zuerobern, denn England hat ſehr geſchickt die Ge⸗ 
legenheit benutzt und während des Krieges einen 
bedeutenden Teil der ehemaligen italieniſchen Ab⸗ 
ſatzgebiete an ſich geriſſen. Mit England hat ſich 
auch Oeſterreich in den italieniſchen Anteil geteilt. 
— Ueber die vorausſichtliche 


Italieniſchen 


ökonomiſche Rückwirkung des Balkankrieges 
auf die heimiſche Induſtrie 


hat der Berliner Börſen⸗Courier (16. u. 18. Ok⸗ 
tober) durch Umfragen an bedeutende Werke aller 
Branchen Waterial zuſammengetragen. Nach den ein⸗ 
gegangenen Antworten zu urteilen, ſcheint es, als 
ob ſehr ſchwerwiegende Intereſſen unſerer heimiſchen 
Induſtrie zunächſt kaum berührt werden dürften. 
Der direkte Export der meiſten Branchen nach den 
Balkanländern ijt nur gering, da die öſterreichiſche 
und auch wohl die franzöſiſche Konkurrenz ſich meiſt 
noch als ſtärker erwieſen und ihre Abſatzgebiete 
behauptet hat. Dieſe optimiſtiſche Auffaſſung von 
den zu erwartenden Rückwirkungen des Balkan⸗ 
krieges auf Deutſchland beſteht natürlich nur zu 
Recht, ſolange der Krieg auf ſeinen Herd beſchränkt 
bleibt; in dem Augenblicke, wo Rumänien oder 
gar Rußland in die Wirren mithineingezogen werden 
ſollten, werden ganz bedeutende deutſche Export⸗ 
intereſſen tangiert. Am geringſten intereſſiert, ſo⸗ 
lange die gegenwärtige Konſtellation anhält, iheinen 
unſere Eiſenhütten und Eiſengießereien, dann aber 
auch die Elektrizität⸗, Gasglühlicht⸗ und Beleuch⸗ 
tungkörperwerke zu ſein. Die bergiſche Kleineiſen⸗ 
induſtrie, ebenſo wie die Nähmaſchinen⸗ und Por⸗ 
zellanfabrikation Thüringens konſtatieren jedoch 
ſchon jetzt nicht unbedeutende Ausfälle. Die Grammo⸗ 
phonfabriken könnten weſentlich nur indirekt, durch 
eine Beeinträchtigung der Kaufkraft Rußlands und 
Oeſterreichs geſchädigt werden, und was die Glas⸗ 
induſtrie anbetrifft, ſo unterhält auch dieſe zu den 
betroffenen Ländern keine bedeutenden Export⸗ 
beziehungen. Die ſächſiſche Induſtrie dürfte, ſowohl 
was Maſchinen als auch Gasmotoren und Kamm⸗ 
garnſpinnereifabriken betrifft, kaum im nennens⸗ 
werten Umfange im Balkan engagiert ſein. 
In den jüngſten kritiſchen Tagen der berliner 
Börje waren es vor allem unter den feſtverzins⸗ 
lichen Papieren ſerbiſche Renten, die beſonders ſtark 
von den Kursrückgängen in Witleidenſchaft gezogen 
wurden. In der Berliner Morgenpoſt 
(18. Oktober) weiſt deshalb Dr. Hermann Zickert 
auf 


ſerbiſche Finanzſtückchen 


früherer Jahre hin, die die Befürchtungen der Be⸗ 
ſitzer ſerbiſcher Anleihetitres in vollem Umfange 
rechtfertigen. Im Jahre 1895 hat Serbien durch⸗ 
aus ſkrupellos deutſche und franzöſiſche Kapitaliſten 
durch die Zwangskonvertierung ſeiner 5% igen Rente 
um 1% auf 4% geſchädigt, da es nicht nach dem 
Beiſpiel anderer konvertierender Staaten den An⸗ 
leihebeſitzern, die mit der Zinsfußherabſetzung nicht 
einverſtanden waren, ihre Kapitalien zurückzahlte, 
ſondern einfach ihnen für den Fall der Verweige⸗ 
rung ihrer Zuſtimmung die Vorenthaltung von 
Zinſen und Kapital androhte. Auch die Monopol⸗ 
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verwaltung wurde in Serbien nicht korrekt gehand- 
habt. Die Monopolverwaltung war 1895 zum Schutze 
der Gläubiger eingerichtet, und ihr waren u. a. auch 
die Einnahmen aus den Eiſenbahnen überwieſen 
worden. Entgegen allen Abmachungen eliminierte 
bereits 1899 der ſerbiſche Staat die Eiſenbahnein⸗ 
nahmen aus den Monopolerträgen und überwies 
ihr dafür die Erträge aus der Zündholz⸗ und Ziga⸗ 
rettenpapierſteuer. Nach dieſen ſchlechten Erfahrun⸗ 
gen, die die europäiſchen und vorzugsweiſe leider 
die deutſchen Kapitaliſten mit Serbien als Schuld⸗ 
nerſtaat gemacht haben, kann man es ihnen nicht 
verdenken, wenn ſie trotz der Tatſache, daß die Be⸗ 
träge für den Januarzinſendienſt ſchon jetzt bei den 
deutſchen Zahlſtellen deponiert worden ſind, mit 
einiger Beſorgnis in die Zukunft ſchauen, denn es 
iſt nicht abzuſehen, wie Serbien bei längerer Dauer 
des koſtſpieligen Krieges die zur Verzinſung und 
Tilgung ſeiner Schuldenlaſt von 660 Dinars er- 
forderliche Jahresſumme von 35 Mill. Dinars auf- 
bringen will. — Etwas günſtiger klingt allerdings, 
was dem Kriegskorreſpondenten der Neuen 
Freien Preſſe (18. Oktober) in Belgrad von 
dem dort zu Studienzwecken anweſenden bekannten 
Nationalökonomen Prof. Dr. Otto Neurath 
über die 


finanzielle Kriegsbereitſchaft Serbiens 


mitgeteilt wurde. Hiernach iſt die wirtſchaftliche Ver⸗ 
faſſung des Landes gegenwärtig vorzüglich. Da Ger- 
bien kein Land der Latifundien iſt und die zurück⸗ 
gebliebenen Familienmitglieder genügen, die noch 
erforderlichen Feldarbeiten vorzunehmen, ſo werden 
die Agrikulturverhältniſſe des Landes durch den 
Krieg vorläufig keine Beeinträchtigung erfahren. 
Der größte Teil der Ernte iſt zudem bereits ge⸗ 
borgen und Lebensmittel ſind infolge der Inhibie⸗ 
rung der Getreide- und Fleiſchausfuhr auf Monate 
hinaus im Lande. Der Banknotenbedarf iſt vorläufig 
gering, da man den ins Feld ziehenden Truppen, 
infolge des wechſelſeitigen Abkommens mit Bul⸗ 
garien, ſämtliche Münzſorten als gleichwertig zu 
berechnen, wenig Goldmünzen mitzugeben brauchte. 
So iſt die Bank in der Lage, der Regierung jeder⸗ 
zeit, ohne das gegenwärtig gute Deckungverhältnis 
der Noten zu beeinträchtigen, 20 Will. Fr. in Gold 
zu überlaſſen. Im Notfalle kann, falls das Deckung⸗ 
geſetz außer Kraft geſetzt werden ſollte, die National⸗ 
bank der Regierung mit 65 Mill. in Gold bei⸗ 
ſpringen. Sämtliche verfügbaren Gelder betragen 
jedenfalls über 100 Will. Fr., die ohne weiteres 
für Kriegszwecke Verwendung finden können, da 
größere Zahlungen an das Ausland vorderhand nicht 
mehr zu leiſten ſind. — Berichte der Kölniſchen 
Volkszeitung (18. Oktober) über einen 


Nun auf galiziſche und tiroler Sparkaſſen 


zeigen, welchen Grad von Beunruhigung der Balkan⸗ 
krieg bereits in manchen Volkskreiſen der öſter⸗ 
reichiſchen Monarchie gezeitigt hat. Auf Gerüchte, 


daß die Regierung im Kriegsfalle die Sparkaſſen⸗ 


guthaben mit Beſchlag belegen wolle, kam es zu W 


Maſſenabhebungen von Guthaben bei den galiziſchen 
Sparkaſſen, ganz beſonders in Lemberg und Krakau. 
Findige Unternehmer kauften den ſich vor den Spar⸗ 
kaſſen ſtauenden geängſtigten Sparern ihre Spar⸗ 
bücher für Beträge, die recht hübſche Gewinne ab- 
ließen, ab. Ein Erlaß, den der Statthalter ſofort zur 
Beruhigung des Publikums publizieren ließ, ver⸗ 
mochte die herrſchende Nervoſität nicht zu bannen. 
Viele Fälle von Kündigungen der Sparguthaben 
werden auch aus den tiroler Spar- und Raffeiſen⸗ 
kaſſen gemeldet. — Ein intereſſantes Reichsgerichts⸗ 
urteil, das ſich mit der Frage befaßte, ob eine 


Aufforderung zu gemeinſamem Prozeſſieren 
gegen einen Bankier 

als unſittlich zu bezeichnen ſei, teilt die Reihs- 
gerichtskorreſpondenz „Aus der höchſten Inſtanz“ 
(17. Oktober) mit. Ein berliner Herr, der bedeutende 
Verluſte infolge des Ankaufes von Pommernbank⸗ 
aktien, die er auf Veranlaſſung des brandenburger 
Bankiers Benno Lazarus erworben hatte, erließ, 
um den Bankier zu ſchädigen, Aufrufe in den Zei⸗ 
tungen, in denen er Kunden des genannten Bankiers, 
die ſich durch deſſen NRatichläge geſchädigt fühlten, 
zu bewegen verſuchte, gegen denſelben vorzugehen. 
Sein Sohn, ein Zahnarzt, ging hierin fogar noch 
weiter, indem er die Kläger bewog, ihm die Führung 
ihrer Negreßprozeſſe zu überlaſſen. Gleichzeitig ließ 
er ſich für den Fall, daß dieſe von ihm auf eigene 
Koſten geführten Prozeſſe erfolgreich auslaufen 
ſollten, die Hälfte der Forderungen abtreten. Hierin 
wollte der Kläger, der Bankier Lazarus, einen Ver⸗ 
ſtoß gegen die guten Sitten und außerdem gegen die 
Standesehre eines Zahnarztes erblicken. Nachdem 
bereits das Landgericht und Kammergericht Berlin 
die diesbezügliche Klage des Lazarus abgelehnt hatte, 
ſchloß ſich nun auch das Reichsgericht der Anſchau⸗ 
ung der beiden erſten Inſtanzen an. Das Vorgehen 
des Zahnarztes fei vielleicht wenig vornehm ge- 
weſen und möge vielleicht auch wirklich gegen das 
Standesbewußtſein verſtoßen, jedoch ein Verſtoß 
gegen die guten Sitten ſei in ſeiner Handlungweiſe, 
die weder dem herrſchenden Volksbewußtſein, noch 
dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denken⸗ 
den widerſpräche, nicht zu erblicken. — Auf die 
gerade in der jetzigen politiſch ſtark beunruhigten 
Zeit beſonders kraß hervortretenden 


Gefahren des Einfuhrſcheinſyſtens 


macht neuerlich die Voſſiſche Zeitung (13. Okto⸗ 
ber) aufmerkſam. Rußland, das diesmal eine 
Roggenernte von zirka 25 Will. t hat, macht keine 
Anſtalten, auch nur einen kleinen Zeil feiner Pro- 
duktion aus dem Lande gehen zu laſſen. Vielmehr 
hat die Regierung in Anbetracht der ſchwierigen 
politiſchen Berhältniſſe Maßregeln ergriffen, um 
das Getreide feſtzuhalten. Ganz abgeſehen davon 
wird vielleicht Nußland auch in abſehbarer Zeit 
praktiſch gar nicht in der Lage ſein, zu exportieren, 
da mit einer Dardanellenſperre immerhin gerechnet 
werden muß. Anders die Politik der deutſchen Regie- 
rung: Obwohl in Deutſchland eine allgemeine 


Teuerung herrſcht und die diesjährige Roggenernte 
von ungefähr 11 Will., die ohnehin nicht von erſt⸗ 
klaſſiger Qualität ſein wird, dringend im Lande 
benötigt wird, begünſtigt fie weiterhin durch Ge- 
währung der Ausfuhrprämie von 50 % pro Tonne 
die Abwanderung deutſchen Brotgetreides, ſo daß 
das Ausland den deutſchen Roggen billiger erhält 
als das ſchon unter der Fleiſchteuerung ſeufzende 
deutſche Volk. Dieſe Maßnahme iſt aber nicht nur 
ökonomiſch und ſozialpolitiſch verkehrt, ſondern auch 
ſtrategiſch durchaus gefährlich, da eine den ruſſiſchen 
Verhältniſſen analoge Verproviantierung unſerer 
Armee durch ſie inhibiert wird. Schon die einfachſte 
politiſche Vorausſicht ſollte deshalb die Reihs- 
regierung zur Aufhebung der Einfuhrſcheine be⸗ 
ſtimmen. — Ein prinzipiell ſehr intereſſanter Prozeß, 
in dem es ſich um die Feſtſtellung der 


Haftpflicht des Emiſſionshauſes 


für im Proſpekt gemachte Angaben handelte, kam 
vor kurzem vor dem Reichsgericht zur Verhand⸗ 
lung. Wie die Kölniſche Zeitung (14. DÉ- 
tober) berichtet, führte im Jahre 1902 der 
A. Schaaffhauſenſche Bankverein 1½ Mill. M. 
Aktien der Lederfabrik de Heſſelle in Aachen 
an der Börſe ein, auf Grund eines Proſpektes mit 
dem Rechnungabſchluß per 1. April 1901. Am 
1. Oktober 1903 gab die Geſellſchaft Y Will. M. 
nom. junger Aktien aus, von denen der Bankverein 
einen Teil übernahm und den alten Aktionären zum 
Bezuge anbot; hierbei diente abermals der alte 
Proſpekt als Unterlage. Erſt im Jahre 1904 ſtellte 
ſich heraus, daß die betreffende Bilanz gefälſcht ge⸗ 
weſen und durch Unterſchlagungen des Vorſtandes 
ein Verluſt von 816 000 % entſtanden war. Die 
Aktien mußten im Verhältnis von 1: 3 zuſammen⸗ 
gelegt werden. Die geſchädigten Aktionäre, die ſeiner⸗ 
zeit die Aktien auf Grund des vom Schaaffhauſen⸗ 
ſchen Bankverein unterzeichneten Proſpektes er⸗ 
worben hatten, klagten nunmehr gegen dieſen unter 
Berufung auf § 45 BGB., der beſagt, daß die Er- 
laſſer eines Proſpektes für unwahre Angaben in 
demſelben haften, wenn ſie die Richtigkeit gekannt 
oder ohne grobes Verſchulden hätten kennen müſſen. 
Der Schaaffhauſen beſtritt zwar, daß auf ſeiner 
Seite grobes Verſchulden vorgelegen hätte, jedoch 
verurteilten ihn ſowohl das Landgericht wie auch 
das Kammergericht zu Berlin zum Erſatze des 
Schadens, wobei das Kammergericht in ſeiner Be⸗ 
gründung grobes Verſchulden des Bankvereins aus 
der Tatſache herleitete, daß er es unterlaſſen habe, 
die Bilanzen an Ort und Stelle zu prüfen. Das 
Reichsgericht ſtellte in ſeiner Entſcheidung feſt, daß 
es Pflicht des Bankvereins geweſen wäre, eine ge- 
naue Prüfung aller Unterlagen der Bilanz vor⸗ 
zunehmen, verwies aber die Klage zur Erledigung 
wieder an das Kammergericht, da dieſes auch für 
die jungen Aktien eine Regreßpflicht konſtruiert 
hatte, während jedoch nur für alte Aktien eine 
ſolche in Betracht kommen könne. — Eine für weitere 
Kreiſe wichtige Entſcheidung in der Frage der 
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Zuläſſigkeit der abgekürzten Schreibweiſe: G. m. b. H. 
hat, wie die Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Zei⸗ 
tung (18. Oktober) meldet, dieſer Tage das Ober⸗ 
landesgericht Hamburg im Gegenſatz zu den vorher— 
gegangenen Entſcheidungen des Amtsgerichtes und 
des Landgerichtes Berlin getroffen. Bereits das 
Kammergericht hatte betont, daß im gewöhnlichen 
Geſchäftsverkehr die abgekürzte Schreibweiſe G. m. 
b. H. unbedingt zuläſſig ſei, forderte jedoch, daß 
bei der Eintragung in das Handelsregiſter wie auch 
auf Formalakten und Wechſeln ſtets die volle Be- 
zeichnung als Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
angewendet werden müſſe. Das Oberlandesgericht 
ſtellte ſich jedoch auf den Standpunkt, daß auch auf 
dieſe Forderung verzichtet werden könne. Die Be⸗ 
zeichnung G. m. b. H. habe ſich im täglichen Leben 
ſo eingebürgert, daß dieſe Form der Abkürzung 
unbedingt ein Gewohnheitrecht darſtelle. Jeder, der 
mit einer dergeſtalt bezeichneten Firma arbeite, ſei 
ſich auch trotz der Abkürzung über ihre rechtliche 
Struktur klar. Es ſtehe deshalb der Anwendung 
der abgekürzten Bezeichnung auch auf Formalaften 
und Wechſelformularen rechtlich nichts im Wege. 
— Den 
Lebenslauf eines Finanzabenteurers 

ſchildert das Berliner Tag eblatt (18. Oktober). 
Der dieſer Tage in Jonesville durch Selbſtmord 
ums Leben gekommene Edwin Dyer erwarb ſein 
erſtes großes Vermögen durch Entdeckung einer 
Opalmine, er finanzierte damit den Bau der meri⸗ 
kaniſchen Zentraleiſenbahn, verlor jedoch ſein ge⸗ 
ſamtes Vermögen bei einem Kornerverſuche am 
chicagoer Getreidemarkt. Nachdem er aus Vene⸗ 
zuela, wo er mit dem Verſuche, einen Putch an⸗ 
zuſtiften, Unglück gehabt hatte, geflohen war, und 
dann eine Zeitlang eine Anzahl peruaniſcher Minen 
unter feine Kontrolle gebracht hatte, heiratete er, 
der 35 jährige, die 75 jährige Herzogin von Caſtel⸗ 
lucia, die ihm nach ihrem fünf Jahre ſpäter er⸗ 
folgten Tode ein Barvermögen von 1½ Will. und 
zwei Inſeln im Werte von 460 000 % hinterließ. 
Mit dieſem Gelde gründete er die mit einem Aktien⸗ 
kapital von 6 Mill. / ausgeſtattete Mexican Silver 
Wining Company, die bereits ein Jahr ſpäter mit 
einer Unterbilanz von 1,4 Mill. M. verkrachte. Seine 
letzten 2000 % verwendete Dyer zu einem ſolennen 
Gaſtmahl für ſeine Freunde, und jagte ſich am 
nächſten Morgen, nachdem er noch einem ihm be⸗ 
gegnenden armen Landſtreicher die ganze Barſchaft, 
40 M, die ihm noch geblieben war, geſchenkt hatte, 
eine Kugel in den Kopf. — Eine 


Warnung vor einem Anreißerbankier 


erläßt die Frankfurter Zeitung (48. Oktober). 
Die pariſer Firma Joſef B. Gerde verſucht in 
Deutſchland mit Hilfe ihres Animierorgans „Weg⸗ 
weiſer zur Kapitalsanlage“ Kunden zu acquirieren. 
Von einer Geſchäftsverbindung mit dieſer Firma, 
über die dem Zentralverband für das deutſche Bant- 
und Bankiergewerbe des öfteren Klagen zugegangen 
ſind, iſt abzuraten. 


Aus den Börsensälen. 


Nachdem das Kursniveau zu Anfang des 
Monats infolge der Mobilisierung der Balkan- 
staaten eine Erschütterung erfahren hat, nimmt 
die Zahl derer, die noch bereit sind, speku- 
lative Hausseengagements einzugehen, mehr und 
mehr ab. Die unklare politische Lage wäre 
in der Tat auch überaus ungeeignet für eine Auf- 
wärtsbewegung. In den letzten Tagen der vorigen 
Woche war das Geschäft an der berliner Börse 
so unbedeutend, dass man sich unwillkürlich 
in die Jahre 1908 und 1909 zurückversetzt 
glaubte. Besonders merkwürdig war hierbei, 
dass die Abnahme der Geschäftstätigkeit ganz 
plötzlich eintrat; wenige Tage vorher waren bei 
den Banken noch recht umfangreiche Kauf- 
aufträge eingelaufen, weil der durch den Kriegs- 
ausbruch hervorgerufene, teilweise überstürzte 
Rückgang der Kurse manchen Kapitalisten dazu 
anregte, besonders stark gesunkene Werte zu 
kaufen. Fast regelmässig ist die Beobachtung 
zu machen, dass Zeiten der Geschäftsstille nach 
einer langen Periode des Aufschwunges Vor- 
läufer eines Rückschlages bilden. Man darf sich 
natürlich nicht darüber wundern, wenn in den 
Sommermonaten der Umfang der Börsen- 
geschäfte abnimmt; gegenwärtig liegen die 
Dinge aber anders. Es ist nicht zu bezweifeln, 
dass noch grosse Haussepositionen vorhanden 
sind; erinnert man sich, wie grosse Effekten- 
beträge von den Emissionshäusern placiert 
worden sind, so bedarf die Behauptung keines 
Beweises. Diejenigen, die in den Zeiten 
der Geschäftsstille auf ihre Engagements 
an den Bankier Zinsen zu entrichten 
haben, werden besonders leicht geneigt 
sein, Verkäufe vorzunehmen, wenn sie merken, 
dass die Kurse nicht mehr steigen. Die- Ver- 
teuerung der Geldsätze, die ja auch in Deutsch- 
land nicht ausbleiben kann, dürfte daher das 
Angebot noch verstärken. Man konnte bereits 
an den ersten Tagen dieser Woche beobachten, 
dass die Zurückhaltung der Käufer den An- 
lass für relativ starke Kursermässigungen bildet, 
sobald auch nur kleine Glattstellungen vor- 
zunehmen sind. Ob diese zwangsweise er- 
folgen oder freiwillig, bleibt gleichgültig. Die 
Hauptsache ist die Abnahme .der spekulativen 
Betätigung, und in dieser Beziehung erinnern 
die gegenwärtigen Verhältnisse an das Jahr 
1906. Damals war der Geschäftsverkehr mo- 
natelang gering, und die Kurse bröckelten all- 
mählich ab. Die Hoffnung, dass’ die Konjunk- 
tur noch nicht zu Ende sei, hielt einen grossen 
Teil der Effektenbesitzer von Verkäufen zurück, 
während andererseits die Kurse nicht mehr zu 
steigen vermochten. Das Jahr 1907 brachte als- 
dann den grossen Rückschlag; nicht bloss an 
der Börse, sondern auch in der Industrie. 
Ebenso, wie damals die Marokkounruhen den 
Anstoss zu dem Rückgange der Konjunktur 
gaben, scheint jetzt der Krieg der Türkei mit 


den vier Balkanstaaten den Aufschwung zu 
Falle zu bringen. Nur ein rasches Ende des 
Balkankrieges könnte hieran vielleicht noch 


etwas ändern, aber ein solches Ergebnis er- 
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scheint gegenwärtig recht unwahrscheinlich. Die 
Insolvenzen, die nicht bloss an der berliner 
Börse, sondern auch anderwärts eingetreten 
sind, sind naturgemäss nicht gerade geeignet, 
die Spekulation zu beruhigen. Bei diesen Zah- 
lungeinstellungen zeigte sich wieder der grosse 
Umfang der Hausseengagements im Vergleich 
zu den eigenen Mitteln. 
* 

$ 

Am Kassa-Industriemarkt ist viel- 
fach eine noch stärkere Abnahme des Verkehrs 
zu verzeichnen als an den Terminmärkten. In 
verschiedenen Werten, in denen noch vor 
wenigen Monaten bei den Kursmaklern Beträge 
von 200000 % oder darüber umgesetzt wurden, 
genügte in dieser Woche schon eine Nachfrage 
oder em Angebot von 10000 %, um den Kurs 
um mehrere Prozent zu verändern. Kam dann 
etwas grösseres Angebot an den Markt, so er- 
folgte schon ein verhältnismässig starker Rück- 
gang, eben weil es an Käufern fehlte. Am Diens- 
tag trat dies besonders hervor, und fast am 
ganzen Kassamarkte ermattete die Tendenz. 
Es muss gerade jetzt Aufgabe der Effekten- 
besitzer sein, eine genaue Prüfung und Unter- 
scheidung der Wertpapiere vorzunehmen. In 
den Zeiten eines Konjunkurtrückganges sinken 
natürlich auch die Kurse der guten Unter- 
nehmungen, wie deren Erträgnisse zurück- 
gehen. Diejenigen, die, die ihre Effekten bar 
bezahlt haben, werden aber damit rechnen 
können, dass gut fundierte Unternehmungen 
nach einiger Zeit wieder besseren Zeiten ent- 
gegengehen. Anders aber liegen die Dinge bei 
denjenigen Gesellschaften, die während des Auf- 
schwunges einen so grossen Teil ihres Ueber- 
schusses zur Ausschüttung an die Aktionäre ge- 
bracht haben, dass sie einem Rückschlag gegen- 
über nicht hinreichend gerüstet sind. Eine ge- 
naue Prüfung der Bilanzen (soweit es bei den 
unvollkommenen Veröffentlichungen möglich 
ist) wird daher jetzt noch viel notwendiger 
sein, als in den Zeiten der Kurssteigerung, wo 


die Erkenntnis, dass eine Gesellschaft solide 
bilanziert, fast regelmässig eine übertriebene 
Bewertung der Aktien hervorrief. Von Wich- 


tigkeit wird aber bei der Beantwortung der 
Frage, ob sich ein Verkauf von industriellen 
Werten empfiehlt oder nicht, auch noch ein 
anderer Gesichtspunkt sein. Durch den Balkan- 
krieg wird nicht nur der Export nach den Bal- 
kanländern gefährdet, sondern auch derienige 
nach anderen Staaten, in denen die politische 
Beunruhigung stärkeren Umfang angenommen 
hat als bei uns, oder die zu den Balkanländern 
grössere wirtschaftliche Beziehungen haben. 
Hierzu gehört vor allem Oesterreich-Ungarn 
und Russland. Insbesondere wird man gegen- 
über solchen Unternehmungen, deren Export 
nach Russland. in den letzten Jahren eine 
Steigerung erfahren hat, eine gewisse Vorsicht 
an den Tag legen müssen. Grosse Verluste im 
Geschäftsverkehr mit Russland sind schon oft 
eingetreten; sie dürften bei dem nächsten Kon- 
junkturrückgang um so grösser sein, als dies- 
mal in Russland beträchtliche spekulative Ueber- 
treibungen vorgekommen sind. Auch aus Ru- 
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mänien, das ja von den Balkanwirren direkt 
nicht berührt ist, wird bereits gemeldet, dass 
der Krieg sich stark fühlbar mache. Wenn die 
Fabriken landwirtschaftlicher Ma- 
schinen augenblicklich auch den Einfluss des 
Krieges vielleicht noch nicht zu spüren be- 
kommen, so ist es doch sehr wahrscheinlich, 
dass sie bald empfindlicher zu leiden haben 
werden. Aber auch bei einer ganzen Reihe an- 
derer Maschinenfabriken, ferner besonders bei 


vielen Textilfabriken usw. dürften sich die 
Folgen bemerkbar machen. 
* * 


* 


Unter diesen Umständen wäre es auch not- 
wendig, dass die Aktiengesellschaften in ihren 
Geschäftsberichten oder bei anderen Gelegen- 
heiten mehr als bisher Auskunft darüber geben, 
in welchen Ländern sie hauptsächlich ihr Ab- 
satzgebiet haben. So hat z. B. die Görlitzer 
Maschinenbauanstalt (Körner) im Jahre 
1904 durch den russisch-japanischen Krieg 
Schaden gelitten, und im Geschäftsbericht pro 
1909/10 wurde gesagt, dass der Absatz nach 
dem Auslande, insbesondere nach Russland, sich 
beträchtlich gehoben hat. Hieraus ist der Schluss 
zu ziehen, dass die Gesellschaft in sehr starkem 
Umfange exportiert, und die Annahme ist wohl 
nicht unberechtigt, dass die Erweiterungbauten, 


die das Unternehmen teilweise schon vor- 
genommen hat, zum Teil auch noch plant, 
wesentlich zur Befriedigung der gesteigerten 


Nachfrage des Auslandes dienen sollen. Eine 


vor wenigen Tagen abgehaltene Generalver- 
sammlung hat die Kapitalserhöhung um eine 
Million Mark beschlossen, und, wie verlautet, 
wünschte die Direktion sogar das Aktienkapital 
um 2 Mill. % zu steigern. Nur durch den 
Widerstand einiger Aufsichtratsmitglieder hat 
sie sich vorläufig mit einer geringeren Summe 
begnügt. Diese Opposition ist — das vermag 
auch der Aussenstehende zu beurteilen — sicher 
berechtigt gewesen, zumal die Gesellschaft im 
vorigen Jahre schon eine Obligationsanleihe im 
Umfange von 11% Mill. % aufgenommen hat. 
In kurzer Zeit ist also das Kapital beinahe 
verdoppelt worden. Diese starke Ausdehnung 
eines Unternehmens, das in den letzten Jahren 
nur eine geringe Rentabilität aufzuweisen ver- 
mochte, ist keineswegs geeignet, einen guten 
Eindruck hervorzurufen. Besonders auffällig ist 
aber, dass die Gesellschaft bei 3 Mill. % 
Aktienkapital in der Bilanz per 30. Juni nicht 
weniger als 4,373 Mill. % Aussenstände besass, 
nachdem diese am 30. Juni 1010 ca. 2 Mill. % 
betragen hatten. Die Aktionäre haben einen 
Fehler gemacht, die Kapitalserhöhung ohne 
weiteres zu genehmigen; sie hätten Auskunft 
darüber fordern müssen, ein wie grosser Teil 
dieser Aussenstände auf das Ausland entfällt 
und in welchen Ländern die Kredite gegeben 
worden sind. Die Verwaltung sollte das Ver- 
säumte nachholen. Geschieht dies nicht, so 
kann den Aktionären nur der Rat gegeben wer- 
den, von einem Bezug auf die jungen Aktien 
Abstand zu nehmen. 
Bruno Buchwald. 


Wie lege ich mein Kapital an? 


Kapitalanlage in kritischen Zeiten. 


Ueber die europäischen Börsen ist in den letzten 
Wochen ein Sturm hinweggefegt, wie er sie seit 
Jahrzehnten nicht heimgesucht hat ee ee 
nationalen Verwickelungen am Balkan schüttelten die 
Kurse durcheinander, dass einige Börsenwerte um 
den vierten Teil entwertet wurden. Allerdings ist 
diese starke Entwertung zum grossen Teil die 
Folge der vorhergegangenen Kursübertreibungen, die 
bei den Industriepapieren um Monate, bei einigen 
Balkanrenten um Jahre zurückliegen. Allen Kapitalisten, 
die an der Entwicklung der Börse Interesse haben, 
muss bei den Kursstürzen die Angst um grosse Ver- 
luste an Geld in die Glieder gefahren sein. Sie 
lasen von dem Kursbarometer umfangreiche Ver- 
mögensverluste in wenigen Stunden ab. Doch zum 
grössten Teil mit Unrecht. Die Kursstürze waren 
die Folgen einer Panik, die alle ergriffen hatte und 
ergreifen mussten, die an der Börse spielten. Zu 
diesen gehörte einmal die Maklerspekulation der 
Börse selbst, die grosse Engagements ohne ent- 
sprechendes eigenes Vermögen sich in sorglosen 
Zeiten auf den Hals nimmt, dann aber gehört zu 
diesen Spielern der Börse das Heer der Speku- 
lanten, die mit geringem Einschuss Wertpapiere 
in der Hoffnung auf einen Kursgewinn kaufen, so 


viel, wie ihnen das Entgegenkommen ihrer Bank- 
verbindung nur irgendwie gestattet. Diese beiden 
Spielergruppen sind unbarmherzig auf die Bewegung 
der Kurse, zumeist die nach oben, angewiesen. Schon 
ein Stillstand des Kurses, das Ziel des ernsthaften 
Kapitalisten, bedeutet für sie einen Verlust, nämlich 
der hohen Zinsen auf das zur Spekulation geliehene 
Kapital. Ein Kursrückgang von Bedeutung nun gar 
bedeutet in den meisten Fällen das unentrinnbare 
Verderben. Denn es geht der gezahlte Einschuss, 
die Deckung, und mıt dieser das Vermögen auf. 
Kommt es zu diesem Verbrauch der Deckung, 80 
sind für den Spieler Kapital und Papier verloren. 
Es bleibt ihm nichts nicht einmal die Hoffnung durch 
eine Kurserholung, durch eine neue Spekulation den 
Verlust wieder einzuholen. Daher verfallen diese 
Spekulanten so leicht der Panik. Wenn die Kurse 
erst anfangen zu weichen, dann werfen sie die 
Papiere um jeden Preis auf den Markt, um wenigstens 
noch einen Teil des geleisteten Einschusses zu retten, 
der schon am nächsten Tage verloren sein könnte. 
Die Bankverbindungen ihrerseits schreiten bei einem 
Verbrauch der Deckungen zu Zwangsverkäufen. Aus 
diesen Kreisen resultiert in kritischen Börsentagen 
das Massenangebot um jeden Preis, das zu den wilden 


Kursstürzen führt. Manchmal lassen sich von dieser 
Panik auch ernsthafte Kapitalisten zum Verkauf von 
Wertpapieren verleiten, die sie bar bezahlt haben 
und daher durch keinen Kurssturz daraus verdrängt 
werden könnten. Dies geschieht sehr zu ihrem 
Schaden. Denn nach wenigen schlimmen Tagen 
beginnen sich die Kurse wieder zu erholen und oft 
dauert es nicht lange, dann ist die alte Höhe wieder 
erreicht. So ist es bei den Börsenpaniken der letzten 
Jahre immer gewesen. Doch auch, wenn die Kurse 
dauernd niedriger bleiben sollten, so ist damit für 
den Kapitalisten noch kein Schaden entstanden, falls 
er nicht zu teuer eingekauft hat. Die Hauptsache 
bleibt, dass ein Papier gut fundiert ist, dass 
der Staat, die Industriegesellschaft und das Verkehrs- 
unternehmen in der Lage sind, ihren Verpflichtungen 
weiter nachzukommen und für die Schuldner und 
Aktionäre weiter einen Ertrag herauswirtschaften 
können. Deshalb ist bei der Kapitalsanlage die 
Auswahl der richtigen Papiere am wichtigsten. 

Auch die gewaltigen Kursverluste der Balkan- 
krisis haben bisher nur die Uebertreibungen 
getroffen, die von der Spekulation in den letzten 
Jahren angestellt worden sind. Trotzdem die Börse 
wahllos die Kurse guter und schlechter Papiere nur 
nach dem Umfang der Engagements heruntergesetzt 
hat, ist es in keinem Falle bis an das Mark gegangen. 
Ja sogar die Kursverluste haben selbst im schlimmsten 
Falle nicht den Umfang der vorhergegangenen, oft 
ungerechtfertigten Erhöhungen erreicht. 

So wenig Sorgen, wie sich der Kapitalist aus 
diesem Grunde um die Börsenpanik der letzten 
Wochen zu machen braucht, ebenso wenig können 
Zweifel darüber bestehen, dass die eigentliche 
Krisis des internationalen Wirtschaftlebens 
erst am Anfang steht. Die Einwirkung des Balkan- 
krieges auf den Geschäftsgang der einzelnen In- 
dustrien lässt sich noch nicht im geringsten über- 
sehen. Er wird Schäden und Vorteile im Gefolge 
haben. Doch sind die Fäden des Welthandels so 
unentwirrbar zusammengesponnen, dass sich erst 
nach Jahresfrist wird sagen lassen, wie der Balkan- 
krieg auf den Geschäftsgang der einzelnen Gesell- 
schaft gewirkt hat. Die kritische Spannung des 
Wirtschaftlebens wird noch dadurch vergrössert, dass 
die Konjunktur bisher nach oben, zuletzt sogar 
recht steil gestiegen ist. Niemand kann sagen, 
wann der Höhepunkt erreicht, ob die Abwärts- 
bewegung langsam oder ein scharfer Sturz sein 
wird. Doch diese Erwägungen über das Vertrauen 
in der Konjunktur mussten schon seit Monaten bei 
der Kapitalsanlage leiten. 


Jetzt sind viel schwerere Sorgen für den 
Kapitalisten gekommen. Er muss sein Kapital 
so anlegen, dass er den sicheren Zinsgenuss hat, 
wenn aus dem Balkankrieg sich ein Weltbrand 
entwickeln sollte. Niemand beschwört gern auch 
nur den Schatten eines solchen furchtbaren Ereig- 
nisses herauf, eines Krieges, in den das deutsche 
Volk, das deutsche Land hineingezogen werden 
könnte. Doch muss der Mann, der auf die Zinsen 
von seinem Kapital angewiesen ist, der davon auch 
seine Familie ernähren soll, auch dieser Zukunft 
ruhig entgegensehen können. Es handelt sich augen- 
blicklich um die Anlage des Kapitals in wirklich 
kritischen Zeiten, nicht während einer Börsenpanik, 
Sondern für kritische Tage des ganzen Volkes. 
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Als die beste Anlage in solchen gefähr- 
lichen Zeiten, wie sie der deutschen Volkswirt- 
schaft vielleicht bevorstehen, pflegt man bares 
Gold im Geldschrank zu bezeichnen. Doch kann 
sich diesen, die Allgemeinheit schwer schädigenden 
Luxus niemand leisten, der auf die Einnahme aus 
Zinsen angewiesen ist. Denn auch der grösste Berg 
von Doppelkronen, den man im Safe einschliesst 
oder im Boden vergräbt, heckt nicht. Diese Anlage 
scheidet zunächst vollkommen aus. Als sicherste 
Kapitalsanlage verbleibt dann der Grund und 
Boden, der Zinsen trägt in guten und bösen Zeiten. 
Er trägt in den letzteren vielleicht weniger, aber er 
trägt sie doch. Freilich gewährt die Kapitalsanlage 
in Gütern und Häusern zwar die Sicherheit von 
Kapital und von Zinsen, aber nicht jederzeit die 
Umwandlung in zahlungfähiges Geld. Auch scheidet 
der Grund und Boden für den eigentlichen Kapitalisten 
als Anlage aus, da er zum Zinsgenuss bewirtschaftet 
werden muss? Er eignet sich für Landwirte und 
Hauswirte, nicht aber für Leute; die zum Arbeiten 
zu schwach sind oder die der Beruf in ihrer Arbeits- 
kraft schon voll in Anspruch nimmt. Die Erforder- 
nisse der Kapitalsanlage in kritischen Zeiten beziehen 
sich eben nicht nur auf die Sicherheit des Kapitals 
und der Verzinsung, sondern auch auf den Zins- 
genuss ohne eigene Arbeit. 


Als wirkliche Kapitalsanlagen in kritischen Zeiten 
kommen daher andere Werte in Betracht, nämlich 
der grösste Teil der sogenannten mündelsicheren 
Papiere, vor allem die Hypotheken und die For- 
derungen an die Staaten, natürlich nur an das 
Deutsche Reich und die Bundesstaaten, nicht an 
solche Mächte, die wie Serbien und Griechenland 
ihre Gläubiger in schlimmster Weise gemissbraucht 
und übervorteilt haben. Auch von den Hypotheken 
können nicht die privaten Beleihungen hier ein- 
bezogen werden, da sie im Falle des Zinsausbleibens 
die Verwaltungstätigkeit des Gläubigers zur Sicherung 
weiterer Erträge und des Kapitals erfordern können. 
Es kann sich vielmehr hierbei nur um die 
hypothekarischen Pfandbriefe handeln, die an 
den deutschen Börsen gehandeit werden. Doch auch 
von dieser Kategorie müssen die Obligationen der 
Hypothekenbanken ausgeschieden werden, da 
sie auf städtische Grundstücke und Gebäude be- 
gründet sind, die im Falle eines Krieges der Ent- 
wertung und sogar der Zerstörung ausgesetzt sind. 
Deshalb gehören auch die Pfandbriefe der städtischen 
Pfandbriefämter nicht zu den unbedingt sicheren 
Anlagen in kritischen Zeiten. Die Schuldver- 
schreibungen der Städte möchten wir gleich- 
falls ausschliessen, da die Steuerkraft starken Be- 
einträchtigungen ausgesetzt sein kann. Vor allem 
aber hat das in dem letzten Jahrzehnt rasch in die 
Höhe getriebene Gebäude der deutschen städtischen 
Finanzen noch keine wirkliche Krisis erlebt und in 
ihr die Feuerprobe bestanden. 


Es bleibt nach dieser Siebung der besten Börsen- 
papiere wenig genug übrig, was den strengsten 
Anforderungen genügen kann. In der Hauptsache 
überhaupt nur noch zwei grosse Gruppen: Die 
Staatsanleihen und die Pfandbriefe der 
Landschaften. Müssiger Streit ist es, welcher 
von diesen beiden Gruppen der Vorzug zu geben 
ist. Man verweist dabei auf die Unverkäuflichkeit 
und schwere Beleihbarkeit der Staatsbahnen in 


einem Kriege, auf die schwierige Lage der Land- 
wirtschaft in einer Getreidekrisis. Solche Betrach- 
tungen sind jedoch tatsächlich überflüssig. Der 
preussische Staat hat in den schlimmsten Zeiten 
seine Zinsen bezahlt und die preussischen Land- 
schaften haben den Zusammenbruch des Preussi- 
schen Staates, alle Handels- und Landwirtschafts- 
krisen der Neuzeit erlebt, ohne an ihrer Sicherheit 
und Zahlungfähigkeit Schaden zu leiden. Ja, als 
unter dem Drucke der napoleonischen Faust Preussen 
vor dem finanziellen Zusammenbruch stand, hat der 
Kredit der Landschaften den Kredit des Staates 
gehalten. Damals galten preussische Anleihen 
wenig und der Staat trat mit seinen Domänen in 
die Landschaft ein, um von dieser dafür Pfandbriefe 
auf die Domänen zu erhalten, für die aber zugleich 
die Güter der ganzen Landschaft hafteten. Daher 
wurden sie für ein besseres Papier angesehen, als 
eine Staatsanleihe. Die ungebrochene Zahlungs- 
fähigkeit durch mehr als ein Jahrhundert spricht 
auch in den allerkritischsten Zeiten wieder für die 
Kapitalsanlage in Staatsanleihen und den Pfand- 
briefen der Landschaften und Provinzen. Es braucht 
wohl nicht betont zu werden, dass in dieser Be- 
ziehung die vom Deutschen Reiche garantierten 
Wertpapiere seinen eigenen Anleihen gleichzustellen 
sind. 

Wenn wir jetzt zu der Empfehlung einzelner 
Papiere zur Kapitalsanlage in der gegenwärtigen 
kritischen Zeit übergehen, so können wir in der 
Hauptsache nur wieder auf die Werte verweisen, 
die wir regelmässig, besonders in der letzten Zeit, 
in erster Linie zum Ankauf empfohlen haben. 
Namentlich in der vorigen Ausgabe brachten wir 
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zwei mündelsichere Anlagen mit sehr be- 
friedigendem Zinsfuss und guten Kursaussichten, 
die auch heute nichts von ihrer Eignung zur 
Kapitalsanlage eingebüsst haben. Die folgenden 
Tabellen enthalten daher schon bekannte Papiere, 
nur wegen der Kursveränderungen sind innerhalb 
der Kategorien Verschiebungen entstanden. 

Noch in anderer Beziehung müssen wir heute auf 
unsere letzten Ausführungen verweisen. Angesichts 
der Uebertreibungen der Börsenspekulation, 
in den Kurssteigerungen und der allgemeinen Hoch- 
spannung in der Wirtschaftlage stellten wir den 
Grundsatz der Kapitalsanlage auf, dass alle 
Industriepapiere, auf denen ein Gewinn 
ruhte, sofort in sichere Renten umgetauscht 
werden müssten. Nur dadurch könne der Kurs- 
gewinn sichergestellt und zukünftiger vorbereitet 
werden. Die Balkankrisis mit den Börsen- 
derouten konnte naturgemäss von uns ebenso 
wenig vorausgeahnt werden wie von anderen, und 
wir nehmen deshalb kein Lob für uns in Anspruch, 
denn auch obne den Balkankrieg wäre ein speku- 
lativer Zusammenbruch erfolgt, vielleicht nur etwas 
später. Die Börsenverhältnisse drängten dazu. Doch 
sind die Kapitalisten gut gefahren, die sich durch 
unsere Warnungen abhalten liessen, die Ueber- 
treibungen der Börse noch weiter mitzumachen. Die 
von uns in der letzten Zeit empfohlenen Industrie- 
papiere müssen auch noch heute als solche er- 
scheinen, an denen der Besitzer ohne Rücksicht 
auf spekulative Kursschwankungen jahrelang fest- 
halten kann. Zum neuen Ankauf von Industrie- 
werten können wir jedoch trotz der niedrigen Kurse 
heute noch nicht raten. 


Mündelsichere Anlage von 15000 # zu 4,01% (Kurse vom 21. Oktober). 


5000 , in 3 % Deutscher Reichsanleihe zu 78 %, 
5000 M in 31/, % Bayerischer Staatsanleihe zu 87 %, 
5000 M in 4% Landschaftlichen Centralpfandbriefen zu 96,75 °/o. 


Ueber die 3% Deutsche Reichsanleihe ist 
nichts Neues zu sagen. Der Kurs dieses Papiers 
hat sich auch in den schlimmsten Tagen nur wenig 
verändert, weniger als die Renten anderer Gross- 
mächte. 

Auch die 3½ % Bayerische Staatsanleihe 
ist von der Börsenpanik nicht berührt worden und 
wirft auch heute noch eine befriedigende Verzinsung 
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ab. Die bayerischen Eisenbahnen bieten für diesen 
Staat einen kräftigen Rückhalt. 

Die Pfandbriefe der Landschaftlichen Zen- 
tral- Darlehnskasse sind gleichfalls schon früher 
empfohlen worden. Sie bieten augenblicklich eine 
bessere Verzinsung als die Anleihen des Reiches und 
Preussens vom gleichen Typ, sind allerdings in 
grossen Posten nicht so leicht wie diese zu verkaufen. 


Mündelsichere Anlage von 30000 M zu 3,88 %. 
10 000 M in 4 % iger Deutscher Schutzgebietsanleihe zu 98,80 %, 
10 000 l in 4 % igen Westpreussischen Rittersch.-Pfandbriefen zu 97,25 %, 
10 000 / in Kamerun - Eisenbahn - Anteilen B zu 87,50 %. 


Die Deutsche Schutzgebietsanleihe ist 
vom Reiche garantiert und daher dessen Anleihen 
gleichzuachten. Auch die leichte Verkäuflichkeit 
ist durch einen grösseren Markt gesichert. 

Die Westpreussische Landschaft ist die 
älteste in Preussen. Sie besteht ungefähr 125 Jahre 
und hat erst seit kurzem, wie schon früher erwähnt, 
4% Pfandbriefe ausgegeben, die in grösseren Mengen 
an den Markt kommen dürften, weil die Guts- 
besitzer bares Geld brauchen. 


Von den Kamerun - Eisenbahn - Anteilen 
war im vorigen Heft ausführlich die Rede. Es sei 
daher jetzt nur hervorgehoben, dass die Anteile B 
vom Deutschen Reich eine Verzinsung von 3 % 
erhalien und darüber hinaus am Gewinne der Bahn 
bis 5 % teilnehmen können. Ebenso ist ihre Aus- 
losung zu 120 % vom Reich garantiert, so dass 
gegen den Tageskurs eine grosse Gewinnchance 
bleibt, die in der obigen Verzinsungsberechnung nicht 
zum Ausdruck kommt. 


Umschau. 


Im Heft vom 14. September 
(S. 712) veröffentlichte ich 
unter der Rubrik „Antworten des Herausgebers“ die 
folgende Anfrage eines Abonnenten: „Vor einigen Tagen 
wurde u. a. ein Wechsel über 1700 42 zum Diskont zur 
Reichsbank gegeben. Derselbe war ausgestellt vom 
30. April 1912, fällig am 5. August cr. und mit 1 , ge- 
stempelt. Von der Reichsbank wurde doppelter Stempel 
verlangt, da der betr. Wechsel nicht 95, sondern 96 Tage 
laufe. Wie verhält sich dieser Fall? Im Wechselstempel- 
gesetz heisst es in $ 3 u. a.: „Die weitere Abgabepflicht 
tritt bei Wechseln mit bestimmtem Zahlungtage nicht ein, 
wenn die dreimonatige Frist um nicht mehr als fünf Tage 
überschritten wird.“ In $1 der Ausführungbestimmungen 
des Bundesrats heisst es: „Ist bei Wechseln, welche mit 
dem Ablauf einer bestimmten Frist nach Sicht zahlbar sind, 
die Frist in Tagen ausgedrückt, so werden 90 Tage einem 
Zeitraum von 3 Monaten gleichgestellt.“ Wieviel Tage 
versteht nun das Gesetz unter dreimonatiger Frist? Im all- 
gemeinen versteht man darunter doch 90 Tage. Weshalb 
berechnet die Reichsbank bei obigem Wechsel 96 Tage 
— mit der Begründung, der Monat Juli habe 31 Tage —, 
der Monat Mai hat doch auch 31 Tage; demnach wären 
es also nicht 96, sondern 97 Tage. Wo steht denn im 
Gesetz, dass der letzte der drei Monate voll bzw. genau 
gerechnet werden muss?“ 


Die Dreimonatsfrist. 


* > 


* 

Auf diese Anfrage antwortete ich folgendermassen’: 
„Die Auffassung der Reichsbank ist falsch. Der von 
Ihnen angezogene Absatz 2 des § 3 des Wechsel- 
stempelgesetzes spricht ausdrücklich von einer „drei- 
monatigen Frist“. Hieraus geht- deutlich hervor, dass 
eben die Monate als solche, d. h. als Zeitabschnitte und 
nicht nach Anzahl der Tage berechnet werden sollen. Die 
korrekte Berechnung würde also, da die drei Monate Mai, 
Juni und Juli nur um fünf Tage überschritten sind, keine 
Erneuerung des Stempels erforderlich machen. — Die 
Reichsbankstelle ist nun anscheinend durch falsche Aus- 
legung des ebenfalls von Ihnen angezogenen $ 1 der 
Preussischen Ausführungbestimmungen irregeführt worden. 
Der Paragraph lautet, wie Sie ganz richtig zitieren: „Ist 
bei Wechseln, welche mit dem Ablauf einer bestimmten 
Frist nach Sicht zahlbar sind, die Frist in Tagen ausge- 
drückt, so werden 90 Tage einem Zeitraum von 3 Monaten 
gleichgestellt.“ Voraussetzung für die Anwendung dieses 
Paragraphen ist folgender Text des Wechsels. „... Tage 
nach Sicht oder nach Dato zahlen Sie usw.“ In solchen 
Fällen können Unklarheiten eintreten. Nehmen wir die 
folgenden beiden Fälle: 

a) Ein am 31. Januar ausgestellter Wechsel lautet auf 
„95 Tage nach dato“, so könnte mau im Zweifel sein, ob 
dieser Wechsel nicht Nachstempel zahlen müsse. Denn 
— genau gerechnet — machen die Monate Februar bis 
April (28 + 31 + 30 =) 89 Tage aus, so dass der Wechsel 
danach um mehr als 5 Tage, nämlich um (95 — 89 =) 
6 Tage die dreimonatige Laufzeit überschreitet; 

b) ein am 31. Mai ausgestellter Wechsel lautet auf 
„96 Tage nach dato“. Die Monate Juni bis August um- 
fassen (30 + 31 ＋ 31 =) 92 Tage, so dass also der Wechsel, 
genau gerechnet, um nur (96 — 92 =) 4 Tage die drei- 
monatige Laufzeit überschreitet. 


843 


Für diese und ähnliche Fälle bestimmt das Aus- 
führunggesetz ein für allemal, dass 90 Tage gleich einer 
Frist von 3 Monaten zu setzen sind. Voraussetzung dafür 
aber ist immer, dass überhaupt die Zahlungfrist in Tagen 
„nach dato“ oder „nach Sicht“ ausgedrückt ist. Dagegen 
gilt nicht etwa ohne weiteres auch die Umkehrung der 
obigen Bestimmung, nämlich dass 3 Monate gleich 90 Tage 
zu setzen sind. Die Monatsfrist umfasst stets den ganzen 
Monat, gleichgültig, ob er 30, 31, 29 oder 28/Tage enthält. 


= 
* 


Anfrage und Antwort sind einem ganz besonderen 
Interesse bei den Lesern des Plutus begegnet und haben 
eine grosse Reihe von Zuschriften zur Folge gehabt. So 
schreibt mir z. B. Herr Dr. jur. Groeper aus Harburg 
(Elbe); „Für die Entscheidung der Frage des Einsenders 
nach der Anzahl der Tage, unter denen das Gesetz eine 
dreimonatige Frist versteht, sind weniger die von Ihnen 
angezogenen Geseizesstellen als die §§ 187/8 des BGB. 
und der mit ihnen im Einklaug stehende Art. 32 der 
Wechselordnung massgebend. Aus ihnen geht hervor, 
dass die dreimonatige Frist des Wechselstempelgesetzes 
nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen an demjenigen Tage 
des dritten Monats abläuft, der durch seine Benennung 
oder Zahl dem Ausstellungtage entspricht, im augeführten 
Fall also nicht am 31., sondern 30. Juli. Deshalb hat 
die Reichsbank in Hagen mit vollem Recht eine Laufzeit 
von 96 Tagen festgestellt und doppelten Wechselstempel 
erhoben. Durch den Abdruck dieser Berichtigung 
dürften Sie weiteren Kreisen dienen, da die von mir 
häufiger beobachtete Unsicherheit des Publikums durch 
die falsche Beantwortung der Frage in Ihrer Wochen- 


schrift nur vermehrt worden sein kann.“ 
* * 


Herr Werner Roemer, Angestellter der Breslauer 
Diskontobank, Geschäftsstelle Leobschütz, schreibt: „Ihre 
im „Plutus“ gegebene Antwort über die Nachstempelung 
von Wechseln dürfte wohl nicht richtig sein. Ein am 
30. April ausgestellter, nach drei Monaten (oder auch nach 
90 Tagen) zahlbarer Wechsel wird am 30. Juli fällig. 
Der von Ihnen angeführte Abschnitt läuft demnach am 
31. Juli 3 Monate + 1 Tag, am 1. August 3 Monate 
+ 2 Tage, am 5. August also 3 Monate +- 6 Tage, ist 
danach doppelt zu stempeln. Andererseits würde ein am 
30. März ausgestellter Wechsel per 5. Juli nur einfach 
zu stempeln sein, denn 30. März -- 3 Monate (oder auch 
-+ 90 Tage) = 30. Juni; der 1. Juli ist also der 91., der 
5. Juli der 95. Tag. Die vorstehende Auffassung teilt 
m. W. mit der Reichsbank auch die Berliner Stempel- 


vereinigung.“ 


* $ 


* 

Herr Arthur Grüsser, Angestellter der Dresdner 
Bank, Filiale Chemnitz, äussert sich folgendermassen: „Aus 
längerer Erfahrung in Wechselangelegenheiten bin ich der 
Meinung, dass Ihre Ausführungen nicht ganz richtig sind. 
Es heisst im Gesetz: Tritt die Verfallzeit eines auf einen 
bestimmten Zahlungtag oder auf Sicht gestellten Wechsels 
später als 3 Monate (nicht 90 Tage) nach dem Aus- 
stellungtage ein, so ist auf die Zeit bis zum Verfalltage 
für die nächsten 9 Monate und weiterhin für jede fernere 
6 Monate oder den angefangenen Teil dieses Zeitraumes 
eine weitere Abgabe in der im Abs. 1 bezeichneten Höhe 
zu entrichten. Die weitere Abgabepflicht tritt bei Wechseln 
mit bestimmtem Zahlungtage nicht ein, wenn die drei 
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monatliche Frist um nicht mehr als 5 Tage überschritten 
wird. — Der fragliche Wechsel war am 30. April aus- 
gestellt und am 5. August fällig; er läuft demnach 3 Monate 
und 6 Tage; denn 3 Monate nach dem 30. April ist der 
30. Juli und nicht, wie Sie vielleicht annehmen, der 31. Juli. 
Vom 30. Juli bis 5. August sind 6 Tage, weshalb der 
Wechsel Nachstempel kostet. Die Auskunft der Reichs- 
bank war insofern richtig, wenn sie behauptet, der Wechsel 
koste Nachstempel, da der Juli 31 Tage habe, weil in 
diesem Falle der 31. Juli bereits als 1. Tag von den 
5 Tagen zählt, denn die Dreimonatsfrist endigt mit dem 
30. Juli. Ebenso ist ein Wechsel, der am 28. Februar aus- 
gestellt ist und auf 3 Monate lautet am 28. Mai fällig und 
nicht am 31. Mai; denu der am 27. Februar ausgestellte 
Dreimonatswechsel ist auch am 27. Mai fällig. Dagegen 
natürlich ist ein Wechsel am 30. November ausgestellt 
für 3 Monate, am 28. bzw. 29. Februar fällig, da es 
keinen 30. gibt. — Ferner: Ihre Ansicht, dass 90 Tage 
3 Monaten gleichzustellen sind, ist mir vollkommen neu. 
Ich babe oft Bankakzepte unter die Hand bekommen 
auf 90 Tage Sicht und nicht ein einziges Mal ge- 
funden, dass dafür 3 Monate angenommen worden wären. 
90 Tage sind genau nach dem Kalender zu zählen. Es 
ist daher in dem von Ihnen angeführten Beispiel der erste 
Wechsel mit 95 Tagen doppelt zu stempeln, während 
der zweite Wechsel mit 96 Tagen nur einfach zu stempeln 
ist, was allerdings scheinbar unwahrscheinlich klingt. 
1. Ein am 31. Januar ausgestellter Wechsel zu 95 Tagen 
dato ist per 6. Mai, da der Februar 28 und der März 
31 Tage zählt. Dieser Wechsel läuft demnach 3 Monate 
und 6 Tage. 2. Ein am 31. Mai ausgestellter Wechsel 
lautet auf 96 Tage dato und ist demnach am 4. September 
fällig. Er läuft nur 3 Monate und 4 Tage, weshalb er 
nur einfachen Stempel kostet. Ich bekomme täglich mehrere 
hundert Wechsel unter die Hände und habe stets mit dieser 
Ansicht die Wechsel behandelt und bin nie auf Differenzen 
gestossen. — Es wäre mir lieb, wenn Sie sich über diesen 
Fall nochmals erkundigen würden und in einer Ihrer 
folgenden Zeitungen darauf zurückkommen könnten.“ 
* M * 

Von den oben wiedergegebenen Ansichten ist die des 
Herrn Artur Grüsser aus Chemnitz sicher nicht richtig. 
Herr Grüsser fusst auf ganz falschen Voraussetzungen. 
Die Bestimmung, dass 90 Tage gleich 3 Monaten sind, ist 
nicht etwa eine Bestimmung der Wechselordnung, sondern 
entstammt den preussischen Ausführungen zum Wechsel- 
stempel-Gesetz. Diese Bestimmung gibt ausdrücklich nur 
eine Anweisung für die Handhabung der eventuell not- 
wendig werdenden Nachstempelungen, wenn Wechsel 
länger als 3 Monate laufen. In solchen Fällen, in denen 
ein Wechsel zahlbar gestellt ist, „90 Tage nach Sicht oder 
nach dato“, sollen immer 90 Tage gleich 3 Monate ge- 
rechnet werden. Darüber kann überhaupt gar kein Zweifel 
entstehen, dass ein Wechsel, der 90 Tage nach Sicht aus- 
gestellt ist, tatsächlich genau 90 Tage nach dem Aus- 
stellungtag fällig ist, und ebenso selbstversiändlich ist es, 
dass ein Wechsel, der 95 oder 96 Tage nach Sicht fällig 
ist, genau nach Ablauf dieser Anzahl von Tagen bezahlt 
werden muss. Aber Herr Grüsser hat anscheinend über- 
sehen, dass dieser Fall hier ja gar nicht zur Diskussion 
stand. Unserer Debatte liegt vielmehr ein Wechsel zu- 
grunde, über dessen Fälligkeit gar kein Zweifel vorhanden 
sein konnte, da das am 30. April 1912 ausgestellte Papier 
m Text ausdrücklich als am 5. August fällig bezeichnet 


worden war. Hier handelt es sich lediglich um die Frage, 
ob die Laufzeit des Wechsels um 5 oder um 6 Tage die 
dreimonatige Frist überschreitet, die das Wechselstempel- 
gesetz vorsieht, und ob deshalb der Wechsel nachge- 
stempelt werden musste oder nicht. Bei der Beantwortung 
dieser Frage können die Herren Dr. jur. Gröper und 
Werner Römer zunächst die Gesetzesparagraphen an- 
scheinend aber auch die Logik für sich ins Feld führen. 
Denn es scheint unzweifelhaft, dass vom 30. April bis 
zum 5. August 96 Tage sind. Aber ich wiederhole aus- 
drücklich, dass hier nur scheinbar die Logik auf seiten 
meiner Herren Gegner steht. Denn Verträge und auch 
Beurkundungen sollen nach den Bestimmungen des Bürger- 
lichen Gesetzbuches nach Treu und Glauben ausgelegt 
werden. Es ist also notwendig, vor allen Dingen einmal 
den Willen der Vertragsparteien zu ergründen. Da unter- 
liegt es doch aber keinem Zweifel, dass die Vertrags- 
parteien nicht durch. Zufall gerade am 30. April den 
Wechsel ausgestellt haben werden. Der 30. April ist hier 
vielmehr nur eine andere Bezeichnung für den Begriff 
„Ultimo April“. Wenn man nun den „Ultimo“ April als 
das Ausstellungdatum ‘annimmt, so kann es doch nicht 
einen Augenblick zweifelhaft sein, dass vom Ultimo April 
bis zum Ultimo Mai ein Monat, vom Ultimo April bis 
zum Ultimo Juni 2 Monate und vom Ultimo April bis 
zum Ultimo Juli 3 Monate sind, ganz ohne Rücksicht 
darauf, dass der Juni 30 und der Juli 31 Tage hat. So 
muss man meines Erachtens die Dinge auch ansehen. 
Mir scheint es aber auch, als ob gerade die von Herın 
Dr. jur. Gröper angeführten 88 187 und 188 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches bei raisonabler Auslegung für mich 
sprechen. Im $ 188 des BGB. heisst es: „Eine Frist, die 
nach Wochen, Monaten . . . bestimmt ist, endigt im Falle 
des § 187 Abs. 1 mit dem Ablauf desjenigen Tages der letzten 
Woche oder des letzten Monats, welcher durch seine Be- 
nennung oder seine Zahl dem Tage entspricht, in dem das 
Ereignis oder der Zeitpunkt fällt, im Falle des $ 187 Abs. 2 
mit dem Ablauf desjenigen Tages der letzten Woche oder 
des letzten Monats, welcher dem Tage vorhergeht, der durch 
seine Benennung oder seine Zahl dem Anfangstage der Frist 
entspricht.“ Der $ 187 B.G.B. lautet: „Ist für den 
Anfang einer Frist ein Ereignis oder ein in den Lauf 
eines Tages fallender Zeitpunkt massgebend, so wird 
bei der Berechnung der Frist der Tag nicht mit- 
gerechnet, an welchem das Ereignis oder der Zeitpunkt 
fällt. Ist der Beginn eines Tages der für den Anfang 
einer Frist massgebende Zeitpunkt, so wird dieser Zeit- 
punkt bei der Berechnung der Frist mitgerechnet. 
Nun hat aber der bereits zitierte $ 188 noch einen dritten 
Absatz: „Fehlt bei einer nach Monaten bestimmten Frist 
in dem letzten Monat der für ihren Ablauf mass- 
gebende Tag so endigt die Frist mit dem Alauf des 
letzten Tages dieses Monats.“ Daraus geht also 
folgendes hervor: wenn ich einen Wechsel „drei Monate 
nach dato“ gerechnet vom 31. August fällig mache, 
so ist dieser Wechsel nicht am 1. Oktober, sondern am 
30. November fällig. Das ist durchaus sinngemäss und 
zwar eben deshalb weil mit dem 31. August nicht 80 
sehr gerade der 31. August als vielmehr der Ultimo des 
August gemeint sein soll. Ganz sinngemäss muss meines 
Erachtens nun der $ 188, Abs. 3 auch auf den umr 
gekehrten Fall angewandt werden. Es muss dann ebenso der 
Schlusstag eines Monats von 30 Tagen als Schlusstag nicht 
aber als der dreissigste Tag des Monats gewertet werden. 


Man schreibt mir: „Es ist bereits eifrig 
erörtert worden, dass der preussische 
Fiskus nach kurzen, nicht eben ungetrübten Flitterwochen dem 
Rheinisch - Westfälischen Kohlensyndikat die Absicht der 
Scheidung kundgegeben hat. Der preussische Bergfiskus 
hat von der Erneuerung seines Abkommens mit dem Syndikat 
über Jahresende hinaus Abstand genommen, weil er aus 
politischen Gründen die weitere Konsumbesteuerung, die 
das Syndikat dekretierte, nicht mitmachen konnte und 
wollte. Die Herren vom Syndikat glauben — das ist 
indes vielleicht ein Aberglaube — politische Bedenklich- 
keiten nicht hegen und Rücksichten auf etwas anderes als 
auf ihren Geldbeutel nicht nehmen zu müssen. Urbi et 
orbi hat Herr Kirdorf, der Gewaltige des Syndikats, ver- 
kündet, dass „selbstverstänilich“ an den gefassten Preis- 
beschlüssen festgehalten werde, trotz der fiskalischen 
Demonstration. Die Monopolneigung des Staates schreckt 
die Herren nicht, obwohl doch ein Kohlenhandelsmonopol 
in einer Zeit, die Petroleum-Vertriebsmonopol-Gedanken 
biszur Form von Regierungentwürfen ausgebildet hat, nicht so 
unendlich fern liegen könnte. Herr Kirdorf aber hat in seiner 
kurzen, in die Oeffentlichkeit gedrungenen Glossierung des 
fiskalischen Schrittes noch etwas recht Interessantes gesagt. 
Er glaubte anscheinend, seiner Art Genugtuung über den 
Rücktritt des preussischen Fiskus dadurch Ausdruck geben 
zu sollen, dass er erklärte, „mit einem Kontrahenten, der 
von Stimmen abhängt, könne das Syndikat nicht viel an- 
fangen!“ Herr Kirdorf weiss, dass die Stellungnahme der 
preussischen Regierung in der Syndikatsfrage vom Ab- 
geordnetenhaus abhängt. Glaubt er, dass dieses Gremium 
Unsicherheit und Schwankungen in die Syndikatspolitik 
des Fiskus bringen wird? Im übrigen aber scheint Herrn 
Kirdorf eine Verwechslung der Begriffe unterlaufen zu 
sein. Der Geh. Kommerzienrat Emil Kirdorf ist der Leiter 
der Gelsenkirchener Bergwerks - Aktiengesellschaft, und 
wie er, sind die meisten der Leiter und Verwalter des 
Kohlensyndikats Vertreter von aktiengesellschaftlich oder 
gewerkschaftlich organisierten Unternehmungen. Von was 
hängen denn nun diese Herren ab? Nicht etwa erst recht 
u-d ausschliesslich von Stimmen? Von einer Stimmgewalt, 
die — siehe den Hiberniaeinbruch und die Vorgänge bei 
einer früheren Erneuerung des Stahlwerksverbandes — sich 
gelegentlich sehr eindringlich auch gegen die leitenden 
Köpfe von Montangrosswerken und Syndikaten richtet. 
Nun steht Herr Kirdorf gewiss fest in seinen Schuhen 
und mit ihm die Mehrheit seiner Kollegen. Aber es ist 
doch ein guter Witz, wenn der Fiskus wegen seiner 
„Abhängigkeit von Stimmen“ gewissermassen disqualifiziert 
wird von Herren, die einzig und allein dem Stimmrechts- 
Prinzip und der Stimmrechts-Politik ihre Macht und die 
Sicherheit ihrer Position verdanken.“ 

Von Herrn Felix Beer, Mitinhaber 
der Firma Bernheim, Beer & Co. 
zu Berlin, erhalte ich die folgende Zuschrift: „Ich bitte 
um Berichtigung der mich und meine Firma betreffenden 
Ausführungen in Ihrer Nummer vom 19. cr., Seite 814: 
1. Meiner Berichtigang im Berliner Tageblatt werden Sie 


Kirdorfiana. 


Berichtigung. 


entnommen haben, dass es sich in dem von genannter 
Zeitung angeführten Beispiel um einen mir als Millionär 
bekannten Villenbesitzer im Grunewald handelt, bei dem 
die Deckung etwas durchaus Sekundäres ist. — 2. Ich habe 
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Bargeldbasis errichtet 


nie einen kläglichen Rückzug vor Herrn Fürstenberg an- 
getreten, im Gegenteil hat die Berliner Handelsgesellschaft, 
nachdem die Opposition gegen die Zulassung der Chicago 
Milwaukee Shares eingesetzt hatte, den Antrag auf Ein- 
führung überhaupt nicht gestellt. Meinen Standpunkt in 
dieser Frage habe ich nicht geändert. Wie richtig derselbe 
war, beweist der enorme Kursrückgang der Shares, die 
seither um über 20% gefallen sind und deren Dividende 
inzwischen von 7 auf 5% gefallen ist. Falls Sie meine 
Berichtigung dem Inhalte nach nicht aufnehmen wollen, 
bitte ich um Mitteilung, damit ich dann die nötigen 
Schritte gegen Sie einleiten kann.“ 


* * 


Herr Felix Beer hätte sich nicht so zu echauffieren 
brauchen. Im Plutus hat jedermann die Möglichkeit, auf 
meine Ausführungen zu entgegnen und warum sollte ich 
gerade Herrn Felix Beer diese Möglichkeit verwehren. 
Darüber, dass ich seine Berichtigung nicht aufzunehmen 
brauchte und dass im Falle dieser Nichtaufnahme es 
Herrn Beer sehr schwer gewesen wäre, „die nötigen 
Schritte“ gegen mich einzuleiten (ein herrliches Sprach- 


bild!), darüber wird sich Herr Beer klar werden, 
sobald wie er irgendeinen Referendar von der 
ersten Amtsgerichtsstation befragt haben wird. Wenn 


ich behauptet habe, dass Herr Beer einen kläglichen Rück- 
zug vor Herrn Fürstenberg angetreten bat, so wollte ich 
damit keineswegs sachlich in der Angelegenheit der 
Chicago Milwaukee Shares gegen Herrn Beer Stellung 
nehmen. Ich wollte damit nur auf die Auseinander- 
setzungen hinweisen. die damals zwischen den Inhabern 
der Firma Bernheim, Beer & Co. im Anschluss an Herrn 
Fürstenbergs energisches Auftreten stattgefunden haben. 
Zum ersten Punkt seiner Berichtigung möchte ich denn 
doch Heırn Beer zur Ueberlegung anheimstellen, ob es 
sich für jemanden, der — so energisch und so ostentativ 
wie er sich stets des volkswirtschaftlichken Wohles 
unseres Staates annimmt, wohl schickt, Spekulationen mit 
10—15% Einschuss zu vermitteln. Herr Felix Beer 
scheint der Ansicht zu sein, dass die Frage der Deckung 
nur Bedeutung nach der Richtung hat, ob eventuell ein 
kleiner Mann durch das Angebot einer geringen Deckung 
zu Spekulationen veranlasst wird. Aber das ist meines 
Erachtens gar nicht die Hauptsache. Vielmehr ist es im 
allgemeinen volkswirtschaftlich ungesund, Effektenkäufe 
für fremde Rechnung mit 10—15°/, Einschuss zu ver- 
mitteln, ganz gleichgültig, ob es sich um kleine oder um 
reiche Leute handelt. Im Gegenteil. In volkswirtschaft- 
licher Hinsicht ist die Spekulation grosser Leute mit 
diesem geringen Einschuss schon um deswegen viel 
gefährlicher, weil es sich da eben um entsprechend 
grössere Summen handelt. Die Folge dieser allgemein 
ungesund ausgedehnten Spekulation auf Grund eines 
niedrigeren Einschusses ist daun eben eine übertriebene 
Kurssteigerung aller Papiere und eine entsprechend grosse 
Anspannung des Kredites. Ich habe geglaubt, dass ich 
Herrn Beer nicht erst auseinanderzusetzen brauche, dass 
die grosse Kreditpyramide, die gerade durch die Speku- 
lationen mit billigem Einschuss auf verhältnismässig kleiner 
wird, das Hauptverschulden an 
unseren eigentümlichen Bankzuständen trifft. Ich kann 
durchaus verstehen, wenn irgendein Privatbankier sich 


gar keine Skrupeln daraus macht, mit 10—15°%, Einschuss 
Spekulationen für Leute zu machen, die er für reich hält. 
Aber Herr Felix Beer von der Firma Bernheim, Beer & Co. 
darf das nicht, weil er immer an der Börse herumläuft 
und über die unsolide Wirtschaft unserer Banken wettert. 
„Was Du nicht willst, dass andre tun, da rühr’ nicht dran 
und lass’ es ruh’n.“ 

Man schreibt mir: „Es gibt wenig 
Waren, deren Markt monopolistischen 
Gelüsten zugänglicher erscheint, als der Diamant. Als 
Schmuckstein der Geburts- und Geldaristokratie geniesst 


Diamanten, 


er schon ein Monopol, seitdem Moissan und seine Kollegen 
uns gelehrt, Rubine und andere früher hochgeschätzte 
Edelsteine im elektrischen Ofen nicht zu imitieren, sondern 
so nachzuschaffen, dass der geübteste Juwelier daran ver- 
zweifeln muss, zu erkennen, ob der Stein, der ihm vor- 
gelegt wird, in den Tiefen der Erde oder im chemischen 
Ofen gewachsen ist, Das hat die Wertschätzung der 
Brillanten beim Konsum (und beiläufig bemerkt, auch bei 
den Leihäusern und Lombardanstalten) ganz erheblich 
gesteigert und auf der anderen Seite dem Suchen nach 
neuen Fundstätten einen kräftigen Antrieb verliehen. Es 
hat aber ferner den Wunsch der alten Gross-Produzenten 
nach Alleinherrschaft auf dem Markte nur noch vertieft. 
Und die gute Konjunktur, die augenblicklich in der 
Diamantindustrie herrscht, scheint zu Verhandlungen mit 
diesem Endziel benutzt zu werden. Zum Verständnis der 
Vorgänge, die zu den in den letzten Wochen immer wieder 
auftauchenden Gerüchten von einer engeren Verbindung 
zwischen dem de Beers- Konzern und der Premier- 
Grube geführt, sei folgendes vorausgeschickt: Diamanten- 
fundstätten gibt es in den meisten Erdteilen ausser Europa. 
Die Läger, von denen die riesigen Diamantenmassen 
stammen, die in den Schatzkammern indischer Rajahs 
liegen, von denen der Koh-I-Nor und die anderen seit 
Alters her bekannten Riesendiamanten stammen, kennen wir 
allerdings nicht mehr. Und neben Australien, dessen 
Diamanten ihrer grossen Härte wegen von den Schleifern 
sehr ungern genommen werden, kam bis ins letzte Drittel 
des vorigen Jahrhunderts Brasilien ziemlich allein als 
Lieferant in Frage. Dort werden die Steine, darunter 
die besonders hochgeschätzten schwarzen Diamanten 
(Carbons), im Geschiebe der Flüsse, also auf sekundärer 
Lagerstätte, gefunden. Aber Brasilien sank von seinem 
Platze zu fast völliger Bedeutunglosigkeit herab, als im 
Oranje-Freistaat Süd-Afrikas primäre Lagerstätten entdeckt 
und abgebaut wurden, die später unter dem Namen der 
de Beers und Kimberleymine weltbekannt wurden. In 
den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts schon kontrollierte 
die de Beersgesellschaft, die sich alle damals produzierenden 
Gruppen Süd-Afrikas angegliedert hatte, den Diamantmarkt, 
dem sie etwa 90% der Gesamtproduktion lieferte, fast 
vollständig. Das von ihr gebildete Diamantensyndikat 
beging aber den Fehler, den Markt zu überfüttern, woran 
sich die seit 1902 produzierende Premier redlich beteiligte. 
Da gleichzeitig die Preise immer weiter stiegen, nahm 
der Konsum die angebotenen Mengen zunächst willig auf. 
Als im Frühjahr 1907 die Premier mit dem Diamanten- 
syndikat ein gemeinsames Verkaufsbureau errichtete, änderte 
sich dieser Zustand selbsiverständlich nicht, und die Krisis 
von 1907 brachte allen Beteiligten, dem Syndikat, der 
Premier und nicht zuletzt den Juwelieren, besonders der 
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Union, die auf ihren grossen Lägern sitzen blieben, Riesen- 
verluste. Das gemeinsame Verkaufsbureau flog auf und der 
Traum vom Monopol schien endgültig ausgeträumt, vor 
allem, als Deutsch-Südwest-Afrika mit seiner Produktion 
auf den Plan trat. In jener Zeit sank der von der de Beers 
kontrollierte Anteil an der Diamantproduktion auf etwa 
50—60°/,. Aber Südwest-Afrika hielt nicht das, was es 
versprochen, und ob die Pomonagrube, in der ja angeblich 
das Muttergestein für die sämtlichen Diamantenfunde von 
Südwest ansteht, diese Enttäuschungen wetimachen wird, 
kann sich erst nach Jahren entscheiden, Da die übrigen 
unabhängigen Produzenten, so namentlich die Roberts 
Victor, ihre Produktion trotz der seit etwa 2 Jahren wieder 
scharf gesteigerten Preise nicht wesentlich haben erhöhen 
können, so ist das Bild jetzt wieder etwa das gleiche, wie 
in der letzten Hochkonjunktur. Ja, es scheint sogar für 
die beiden Hauptproduzentengruppen noch günstiger, denn 
die Zufuhr ist relativ geringer geworden, teils infolge des 
dauernden Arbeiteımangels, teils, weil man anscheinend 
die Ergiebigkeit einiger Fundstätten, wie der Kimberley-, 
vielleicht auch der Premier mine überschätzt hat. Einige 
andere Gruben, wie die Koffyfontein und die Vorspoed, 
hat die de Beers stillgelegt, vielleicht wegen Arbeiter- 
mangels, vielleicht aber auch, um die Zufuhr knapp zu 
halten. Auf dem so vorbereiteten Boden nun scheinen 
sich in letzier Zeit die beiden grossen Gruppen wieder 
sehr nahe gekommen zu sein. Dass an den Tagen, an 
denen Shipments von Jagersfontein gezeigt werden, weder 
Premier noch de Beers die ihrigen zeigen, und umgekehrt 
ist schon nichts Neues mehr. Dass man sich über Preis- 
erhöhungen, wie in den letzten Tagen wieder über eine 
solche von generell 5% verständigt, ist schon bezeichnender. 
Seit etwa / Jahren aber glaubt man am londoner Markte 


'ständig bemerken zu können, dass das Haus Barnato alles 


von Premieraktien herauskommende Material aufnimmt, 
und man schätzt seinen Besitz bereits auf ¼ bis ½ des 
gesamten Kapitals dieser Grube. Drei Barnatoleute sitzen 
jetzt im Direktorenrat der Premier, die Direktorenräte der 
de Beers und der Jagersfontein aber sind überhaupt nur 
aus Personen zusammengesetzt, die der Barnato- oder der 
Wernher Beit-Gruppe angehören. Was Wunder, dass 
man jetzt aller Orten von einem Aufgehen der Premier 
in der de Beers-Gruppe oder mindestens von einer festen 
Konvention spricht. Eine Fusion dürfte allerdings noch 
gute Wege haben, denn die südafrikanische Regierung 
ist an der Premier stark beteiligt, und es muss mehr als 
zweifelhaft eıscheinen, ob die de Beers-Gruppe sich zu 
ihren alten Differenzen mit der Unionsregierung wegen 
der Vorspoed noch als Möglichkeit neuer Streitigkeiten 
wegen der Premier wird aussetzen wollen. Dass aber die 
südafrikanischen Minenmagnaten die Gunst der Lage aus- 
nutzen wollen, erscheint sicher. Und die Premier mit 
ihrer Produktion von Industriesteinen, in denen die de Beers, 
deren Sichten heute bedeutend kleiner sind als früher, 
viel von ihrer ehemaligen Leistungfähigkeit eingebüsst 
hat, würde für diese eine vorzügliche Ergänzung bilden. 
Ob der neue Diamantentrust, auf den man fraglos hin- 
arbeitet, zustande kommt, wird letzten Endes wahrscheinlich 
weniger von den Wünschen der de Beers-Gruppe und 
auch nicht sehr von denen der derzeitigen Premiermajorität 
abhängen, sondern von dem Verhalten der südafrikanischen 
Unionsregierung.“ 


Von einem Bankbeamten in Stendal 
wird mir geschrieben: „Der letzte 
Absatz des Artikels „Gs. Bankmoderne“ im Plutus-Heft 
No. 40: „Man geht hierbei wohl von der Voraussetzung 
aus, dass es doch wohl unter der Kundschaft jeder Bank 
nun einmal Leute gibt, die — aus purer Neugierde 
natürlich — wenn Sie es verstanden haben, ihren Schlüssel 
zurückzubehalten, einmal nachsehen wollen, was denn ihr 
Nachfolger im Safe dort eigentlich verwahre“, ist wohl 
geeignet, bei ängstlichen Gemütern Beunrubigung hervor- 
zurufen für ein Gebiet des modernen Bankbetriebes, das 
in letzter Zeit besonders gepflegt wird: die Vermietung 
von Schrankfächern. Der Artikelschreiber muss mit der 
Handhabung dieses Geschäftszweiges nicht sehr genau 
vortraut sein, sonst müsste er wissen, dass es bei kaum 
einer gut geleiteten Bank früheren Schrankfachmietern 
möglich ist, einmal nachzusehen, was ihr Nachfolger im 
Schrankfach eigentlich verwahrt. Wenn es solchen 
früheren Mietern gelungen sein sollte, ihre Schlüssel 
zurückzubehalten, so wird natürlich die Bank nach Ablauf 


Safekunden. 


des Mietvertrages in solchen Fällen immer ein neues 
Schloss anfertigen lassen. Allerdings würde solch ein 
neugieriger Kunde die Möglichkeit haben, sich während 
der Mietzeit Duplikatschlüssel anfertigen zu lassen. Aber 
selbst hiermit würde es ihm nicht gelingen, sein früheres 
Fach zu öffnen; denn die meisten Banken haben derartige 
Sicherungmassregeln getroffen, dass nur der derzeitige 
Mieter oder dessen Bevollmächtigter zu dem gemieteten 
Fach gelangen kann. Ein so erheblicher Vorteil ist 
deshalb meiner Ansicht nach in der Neuerung der 
betreffenden Bank, dass sie alle zum zweitenmal ver- 
mieteten Fächer mit neuen Schlössern versehen lässt, 
nicht zu erblicken.“ 


* 


Mit der Behauptung, dass die Auswechselbarkeit der 
Safeschlösser technisch nichts absolut Neues bietet, mag 
der Herr Einsender vielleicht im Recht sein, da die 
ähnliche, wenn auch nicht 
völlig gleiche Sicherheitmassregeln anwenden. In der 
Tatsache, dass aber überall zu einem derartigen Schutz- 
mittel gegriffen wird, muss man aber doch, und das wird 


meisten Grossbanken wohl 


auch der Herr Einsender nicht bestreiten können, wohl eine 
Prophylaxe gegen den Fall des „neugierigen Kunden“, so 
hypothetisch er in praxi auch sein mag, erblicken. Und 
wenn wir verraten, dass die im Plutus gegebene Erklärung 
für das bei der Mitteldeutschen Creditbank zur Anwendung 
gelangende System durchaus nicht dem Gehirn des „mit 
diesem Geschäftszweig nicht sehr genau vertrauten Artikel- 
schreibers“ entsprossen ist sondern nur eine Wiedergabe 
— dem Inhalt nach — der erläuternden Worte darstellt, 
die einer der Direktoren der betreffenden Bank bei dem 
Besichtigungrundgang der Pressevertreter an diese richtete 
und in welchen betont wurde, dass zwar ein solcher Fall 
noch nicht bei der Bank sich ereignet habe, dass aber 
doch nach 999 regulär abgewickelten Geschäften mit 
Safekunden doch das Tausendste eventuell einmal eine 
unangenehme Ueberraschung zeitigen könne, so wird 
er den Plutus auch von dem Vorwurf der Beunruhigung 
ängstlicher Gemüter freisprechen. 
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Gedanken über den Geldmarkt. 


Bankdiskont in London 5%, in Paris 31/,%,, das sind 
die erwarteten Ereignisse der verflossenen Woche. Der 
Ausweis, den die Bank von England bei Gelegenheit der 
Diskonterhöhung vorlegt, bestätigt die Ansicht, dass der 
Status des Instituts an sich die Aktion nicht erfordert 
hätte, und dass nur die Rücksicht auf Stärkung der Po- 
sition des Instituts in der Goldbewegung für den Ent- 
schluss der Bankleitung entscheidend gewesen ist. Ver- 
mutlich hätten die Regenten in normalen Zeiten die Kon- 
stellation auf diesem Gebiete noch nicht zum Anlass einer 
so einschneidenden Gegenmassregel genommen; die neuen 
Probleme in der internationalen Politik mögen vielmehr, 
wie wir schon in unserer letzten Betrachtung betonten 
den eigentlichen Beweggrund gebildet haben. Der am 
17. erschienene Ausweis zeigt sogar noch eine leichte 
Besserung der Totalreserve, und der Rückgang des Metall- 
bestandes ist dank starker Rückflüsse aus dem Inlands- 
verkehr relativ gering. Das Portefeuille lässt erkennen, 
dass der Markt noch vor der Diskonterhöhung bestrebt 
war, möglichst viel Wechsel bei der Bank unterzubringen; 
es ist um 650 000 Pfund gewachsen und wäre vermutlich 
noch grösser, wenn nicht die Bank de facto schon einige 
Tage vorher die Diskontierung zu der früheren Rate ein- 
gestellt hätte. Dass es sich um keinen effektiven Geld- 
bedarf des Marktes gehandelt hat, sieht man an der Be- 
wegung der Privatdepositen, die 1 500 000 Pfund stiegen. 
Der Privatdiskont, der vor der Erhöhung schon bis auf 
47%0%, also hart an die Bankrate gestiegen war, liess später 
wieder auf 45/,% nach, und es ist möglich, dass es bei 
der reichlichen Versorgung des offenen Marktes doch 
wieder zu grösserem Anlagebegehr in Form von Diskont- 
käufen kommt, was zu weiterer Ermässigung des Privat- 
satzes führen müssie. 

Die Bank von Frankreich präsentierte mit dem Er- 
höhungbeschluss keinen so günstigen Ausweis wie ihre 
englische Schwester. Immerhin lassen aber auch hier die 
Ziffern keine unbedingte Notwendigkeit für die Steigerung 
des Satzes erkennen. Man .kann daher annehmen, dass 
auch in Paris die Rücksicht auf die Politik bei der 
Diskontveränderung im Vordergrunde gestanden hat. Der 
Goldbestand des Instituts ist zwar über 100000000.— Francs 
höher als im vorigen Jahr, seine Bewegung war aber in 
der letzten Zeit etwas weniger günstig geworden, und 
es ist daher erklärlich, dass die in diesem Punkte be- 
sonders empfindliche Banque de France nicht ge- 
zögert hat, sich dem Vorgehen Englands anzuschliessen. 
Allerdings besteht ja der wirksamere Schutz für das Metall 
bei diesem Institut in der Handhabung der Prämienpolitik, 
die sie auch seit Ausbruch der Balkanwirren rigoroser 
denn je durchführt. Durch die gleichzeitige Diskont- 
erhöhung soll aber augenscheinlich die Position der 
französischen Valuta gestärkt werden, deren Wertstellung 
in Zeiten zu scharfen Anziehens der Goldprämien für die 
französische Volkswirtschaft häufig recht ungünstig wird. 
Beiden Diskonterhöhungen vorausgegangen ist eine 
belgische, die zu besonderen Bemerkungen keinen Anlass 
bietet, zumal die prekäre Lage der dortigen Währung- 
verhältnisse und der Valuta schon längere Zeit eine besonders 
vorsichtige Politik der belgischen Nationalbank erfordert. 


Plutus-Merkfafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:) 


| 
| 
| 
| 


Freitag, 
25. Oktober 
4õ— Si 0 


Sonnabend, 
26. Oktober 


4½ % 


Montag, 
28. Oktober 


45% %o 


Dienstag, 
29. Oktober 


4½ % 


Essener Börse. — Pramienerklärung Berlin 


Düsseldorfer Börse. — Ironmonger-Bericht. 


— Reichsbankausweis.— Dekadenausweis 
Franzosen, Lombarden. — G.-V.: Akt.- 
Ges. Bismarckhall, Berliner Jutespinnerei 
und Weberei, Vogtländische Maschinen- 
fabrik Gebr. Dietrich, Oldenburgische 
Eisenhütten, Agupflanzen-Ges., Togo- 
Pflanzungs-Akt.-Ges., Concordia Chemi- 
sche Fabrik Leopoldshall, Chemische 
Fabrik Hönningen, Munitions- u. Metall- 
werk Hindrichs & Auffermann, Auio- 
mobilfuhrwesen Kandelhardt 


Bankausweis New York. — G.-V. Bochumer 


Verein f. Bergbanu. Gussstahlfabrikation, 
Harpener Bergbau-Ges., Wilhelmshütte 
Akt.-Ges. f. Maschinenbau und Eisen- 
giesserei, Walzengiesserei Kölsch, Ma- 
schinenfabrik Tigler Duisburg-Meide- 
rich, Deutsche Werkzeugmaschinen- 
fabrik Sondermann &Stier, Hannoversche 
Maschinenbau - Ges. Egestorff, Westfäl. 
Metallindustrie Akt. - Ges. Lippstadt, 
Ver. Burbach-Eich-Düdelingen-Ges. — 
Rheinisch- Westfälische Kalkwerke Dor- 
nap, Hagener Textilindustrie Gebr. EI- 
bers, Cröllwitzer Papierfabrik, Ammen- 
dorferPapierfabrik,BerlinerJutespinnerei 
u. Weberei, Deutsche Togo-Gesellschaft, 
Schluss des Bezugsrechts Aktien Phönix 
Braunkohlenverwertungs-Ges. 

Hamburg, Wien, Brüssel. — @.-V.: 
Bensberg-Gladbacher Hütten- u. Berg- 


werks - Ges. Berzelius, Akt. - Ges. 
Lauchhammer, Peipers Akt. - Ges. f. 
Walzenguss, Terrain - Akt. - Ges. 


Herzogpark, Neu-Westend Akt,- Ges. 
f. Grundstücksverwertung, A. Horch 
Motorwagenfabrik, Maschinenbauanstalt 
Paucksch, Gevelsberger Herd- u. Ofen- 
fabrik Krefft, Renner Gerbstoff- und 
Farbwerke. — Schluss des Bezugsrechts 
neue Aktien Hamburg-Südamerikanische 
Dampfschiff-Ges., Bezugsrecht Aktien 
Gebr. Krüger. 


Düsseldorfer Börse. — Liquidation Berlin, 


Hamburg, Wien. Reports Brüssel. — 
@.-V.: Ver. Königs- und Laurahütte, 
Bochumer Bergwerks-Akt.-Ges., West- 
fälische Stahlwerke Bochum, Eschweiler 
Bergwerksverein, Schantung- Bergbau- 
Ges., Russische Allgemeine Elektrizitäts- 
Ges., Akt.-Ges. f. Stickstoffdübdger Knap- 
sack, Sauerbrey Maschinen-Ges,, Lang- 
scheder Walzwerk und Verzinkereien, 
Peniger Patentpapierfabrik, Hagener 
Strassenbahn, Sächsische Nähfadenfabrik 
Heydenreich, Ludw. Hupfeld Akt.-Ges., 
Kaffeeplantage Sakarre. 


N Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 


Generalversammlungen, 


Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 


Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 


den Zeitungen achten müssen. 


In Kursiv-Schrift sind diejenigen 


Ereignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 


lassen. 


Unter dem Datum steht immer der Privatdiskont in 


Berlin vom selben Tag des Vorjahres. 


Mittwoch, 
30. Oktober 


45 „0 


Donnerstag, 
31. Oktober 


4½½ 0 


Freitag, 
1. November 


4% J 


Sonnabend, 


2. November 
4/4 % 


Essener Börse. 


Düsseldorfer 


Prämienerklärung Paris. — @.-V.: Lo- 


thringer Hüttenverein Aumetz-Friede, 
Fentscher Hütten, Vogt & Wolf Akt.-Ges., 
Deutsche Benzin- und Oelwerke i. Liq., 
Thodesche Papierfabrik, Hartwig & 
Vogel. 

— Ironage- Bericht. — 
Bankausweise London, Paris. — Liefe- 
rungtag Berlin, Hamburg. — Liquidation 
Paris. — Zahltag Brüssel. — Bericht 
der Wolldeputation. — @.-V.: Düssel- 
dorfer Eisen- u. Drahtindustrie, Fagon- 
eisen- und Walzwerk Mannstädt, West- 
fäl. Kupfer- und Messingwerke vorm. 
Casp. Noell, Mannesmann-Röhrenwerke, 
Deutsche Mineralölindustrie Wietze, 
Humboldtmühle, H. Brüninghaus Sn. 
Akt.-Ges., Terrainges. Berlin-Südwesten 
i. Liq., Bamberger Mälzerei Akt.-Ges. 
vorm. Dessauer. — Schluss des Bezugs- 
rechts Aktien Nähmaschinenfabrik Karls- 
ruhe vorm. Haid & Neu, Transport- 
Ges. vorm. Hevecke. 


Börse. — Ironmonger- 
Bericht — Berlins Getreidebestände. — 
Hamburger Kaffeeorräte. — Ham- 
burger Strasseneisenbahn u. Hamburg- 
Alionaer Centralbahn. — Oktober- 
ausweise Grosse Berliner Strassenbahn, 
Allgemeine Omnibus- Akt.-Ges., Elek- 
trische Hoch- und Untergrundbahnen. 
— @.-V.: Chocola Plantagen- Ges. 
Schluss der Umtauschfrist Akt.-Ges, 
Glückaufschacht, Zuzahlungfrist Land- 
wirtschaftliche Creditbank, Bezugsrechis 
Bürgerliches Brauhaus Hannover. 


Bankausweis New York. — Reichsbank- 


ausweis. — DuuringsKaffeestatistik. — 
@.-V.: Stassfurter Chemische Fabriken 
Vorster & Grüneberg, Brauerei Ger- 
mania Hamburg. — Schluss des Bezugs- 
rechts Aktien Kaliwerke Adolfs Glück. 


Ausserdem zu achten auf: 


Dividenden und Abschlüsse der Braue- 
reien, Geschäftsberichte amerikanischer 
Bahnen. 


Zulassunganträge (in Mill. M.): 


Berlin: 7 5% Obl. Heldburg Akt.- 
Ges., 1 Aktien und 2,5 5%, Obl. Sarotti 
Akt.-Ges., 5,1 4½% Obl. Deutsch-Süd- 
amerikan. Telegr.-Ges., 2,1 neue Aktien 
Kammgarnspinnerei Stöhr, 2 Aktien 
Wagenbau-Akt.-Ges. Wismar. Ham- 
burg: 6 51/2% Vorzugsaktien Blohm & 
Voss, 10 Aktien Hamburg-Südamerikan. 
Dampfschiff-Ges., 30 4½ % Obl. Siemens- 
Schuckertwerke. Bremen: 7,33 Aktien 
Akt.-Ges. Weser. Dresden: 0,9 Aktien 
Cartonnagenfabrik Loschwitz, 2 Aktien 
Wayss & Freytag Akt.-Ges. München: 
0,8 Aktien Zwieseler u. Pirnaer Farben- 
glaswerke. Frankfurt a. M.: 20 4½% 
Obl. Siemens-Schuckertwerke, 15 4% 
Süddeutsche Bodencreditbank München. 


Verlosungen: 


1. November: 3% Belgische Comm. 
Cred. 100 Frcs. (1868), Braunschweiger 
20 Tlr. (1868), Genueser 150 Lire 
(1869), 3%, Oldenburger 40 Tlr. (1871), 
2. November: 5%, Oesterreichische 
500 Gld. (1860), Wiener 100 Gld. (1874)- 


Die deutsche Reichsbank ist bisher dem Beispiel der 
westlichen Zentralbanken nicht gefolgt und hat ihre Rate 
unverändert auf 4½ % gehalten. Nachdem das Institut 
überraschend günstig über die Quartalswende hinweg- 
gekommen war, haben sich auch die Rückflüsse durchaus 
befriedigend gestaltet, so dass es zum Medio Oktober einen 
Status vorlegen konnte, der an sich kräftig genug er- 
scheint, um jede Diskonterhöhung zurzeit überflüssig zu 
machen, zumal die Verhältnisse im offenen Markt sich 
ebenso günstig präsentieren. Trotzdem lässt sich nicht 
sagen, ja es ist nicht einmal wahrscheinlich, dass die Bank 
imstande sein wird, sich von dem Beispiel ihrer westlichen 
Nachbarn zu emanzipieren und auf Basis ihres alten Dis- 
konts noch längere Zeit weiter zu arbeiten. Denn die 
ungünstige Entwicklung der fremden Devisen hat sich noch 
weiter verschärft, und die Bank war bereits genötigt, einige 
Millionen Mark in Doppelkronen und Sovereigus nach 
Holland zu senden, abgesehen von den Beträgen, die im 
Grenzverkehr ihren Weg dahin gefunden haben mögen. 
Trotzdem ist keine Ermässigung des Scheckkurses auf 
Amsterdam eingetreten, ebensowenig zeigt die Devise 
London Neigung, sich von dem Goldpunkt wesentlich zu 
entfernen. Die Gefährdung des Metallbestandes bleibt 
also bestehen und wird schliesslich zu Schutzmassregeln 
der Bank führen müssen, wenn die Devisenkurse nicht 
bald einen kräftigen Rückgang erfahren können. 

Wenn es schliesslich auch in normalen Zeiten seine 
Berechtigung hätte, dass die Bank im Interesse der Bei- 
behaltung des Diskonts einen Posten Gold hergeben 
könnte, so dürfte sie sich doch bei der heutigen politischen 
Konstellation schwer dazu entschliessen, und das am 
wenigsten in einem Augenblick, wo alle Welt bemüht ist, 
seine Goldbestände nach Möglichkeit zu verstärken. Immer- 
hin kann es als ein überaus erfreulicher Fortschritt be- 
trachtet werden, dass die deutsche Reichsbank heute in 
der Lage ist, eine bis zu einem gewissen Grade selb- 
ständige Diskontpolitik zu treiben, dass sie sich stark genug 
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fühlen kann, eine abwartende Stellung einzunehmen, auch 
in dem Moment, wo die Bank von England über das Niveau 
der deutschen Rate hinausgegangen ist, und der Satz der 
Banque de France sich nur noch in einprozentigem Abstand 
befindet. Und nicht nur die Bewegung der offiziellen 
Sätze dokumentiert die Veränderung zugunsten des deutschen 
Markts, auch der Privatdiskont bewegt sich in ähnlich 
günstigem Verkältnis gegen die gleichartige Notierung in 
London, er war in letzter Zeit fast ständig unter dem 
englischen und zeitweise betrug diese Differenz sogar 2 %% · 
Wenn man auch gut tun wird, solche Symptome nicht zu 
überschätzen, da ihre Ursachen zum erheblichen Teil in 
der stärkeren Empfindlichkeit des Geldmarkts in der City 
gegen politische Einflüsse liegen, so bleibt doch die Tat- 
sache einer erfreulichen Erstarkung des deutschen Marktes 
bestehen, die man um so mehr hervorheben soll, als noch 
bis vor kurzer Zeit die Chauvinisten-Presse in Frankreich, 
England und Belgien bei jeder Gelegenheit bemüht war, 
die gesunde Grundlage des deutschen Wirtschaftlebens 
anzuzweifeln und speziell die Verhältnisse auf dem deutschen 
Geldmarkt zu diskreditieren. 

Im gegenwärtigen Moment würde sich allerdings die 
Reichsbank mit einer Diskonterhöhung in scharfen Gegen- 
satz zum offenen Markte stellen, der flüssiger denn je 
tendiert. Speziell der Begehr für Privatdiskonten ist äusserst 
rege, und es ist nicht unwahrscheinlich, dass der Privatsatz 
sich der Steigerung der offiziellen Rate zunächst nicht an- 
schliessen würde und damit den Effekt der Diskont- 
erhöhung wesentlich abschwächen müsste. Die Abundanz 
im offenen Markte erhellt auch daraus, dass der Satz für 
Ultimogeld nur etwa 4/47 % taxiert wird. Wenn 
auch die starken Positionslösungen am Effektenmarkte ein 
relativ mässiges Niveau vermuten liessen, so bleibt diese 
Taxe doch noch hinter den Erwartungen zurück und 
illustriert aufs neue die kräftige Position des Marktes. 

Justus. 


Antworten des Herausgebers. 


in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen Vorein- 
sendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


C. R. M. in Magdeburg. Anfrage: „Ich bitte, 
mir mitzuteilen, ob es ein Buch gibt, das die Herstellung 
des Zuckers, besonders des Rübenzuckers, behandelt. 
Es soll ein Buch sein, das möglichst allgemeinverständlich 
gehalten ist, für den interessierten Laien geschrieben, nicht 
etwa für den Wissenschaftler oder Fachmann verfasst.“ 

Antwort: Ich empfeble Ihnen Stohmanns Hand- 
buch derZuckerfabrikation, neubearbeitet von Dr. A. Rümpler- 
Breslau. 

F. S. in Köln. Anfrage: »Ich wäre Ihnen dank- 
bar, wenn Sie mir die einschlägige Literatur über kana- 
dische Werte: Municipal Bonds, Corporation Railw. Bonds, 
Industrial Bonds u. dgl. angeben würden. Vielleicht können 
Sie mir auch eine Zeitung angeben, die über obige Werte 
etwas bringt.“ 

Antwort: Spezielle Literatur über kanadische Werte 
ist mir nicht bekannt, Vielleicht eignet sich für Sie 
J. Singer: Die amerikanischen Eisenbahn- und Industrie- 
papiere (M. 8.50) und Rosenthal, Dr. Charles Anton: 
„Amerikanische Bonds“ (mit Ausnahme der Schuldver- 
schreibungen der Immobiliarkreditinstitute). Ferner bringt 
das von Bleek und Unholtz herausgegebene „Jahrbuch 
amerikanischer Eisenbahnen (M. 8.—) Material. 

K. G. in Berlin. Anfrage: „Sie veröffentlichten 
vor kurzem im Plutus zwei Artikel über Volksver- 
sicherung. Ich möchte mich nun mit diesem Thema 


näher befassen und ersuche Sie deshalb höfl., mir einige 
einschlägige Literatur anzugeben.“ 

Antwort: Eine Orientierung bietet der Artikel „Volks- 
versicherung“ in dem „Versicherungslexikon von Prof. 
Dr. Alfred Manes (M. 30.—). Dann kämen weiter in 
Betracht: Söhner, Dr. Paul Arthur: Die private Volks- 
versicherung, ihr Wesen und ihr Wert und die wichtigeren 
Reformbestrebungen (M. 4.—), Neumann, Carl: Die 
Volksversicherung in Deutschland, Bleicher, Heivrich: 
„Volksversicherung“ Ein Beitrag zur Versicherungspnlitik, 
Prigge, Paul: Die Volksversicherung als Zweig der 
Lebensversicherung. Eventuell könnte auch noch zum 
vergleichenden Studium herangezogen werden: Mehler, 
Siegfr., Die Volksversicherung in der Schweiz. 

W.W. in B. Anfrage: „In Ihrer Nummer vom 
4. November vorigen Jahres, erteilen Sie auf Seite 837 
auf eine Anfrage über Herabsetzung des Stamm- 
kapitals bei einer Gesellschaft m.b.H. die Antwort, 
dass das Kapital durch Einziehung und Annullierung von 
Geschäftsanteilen unter Einverständnis der von der Ein- 
ziehung betroffenen Gesellschafter reduziert werden könne. 
Da ich in dem Gesetze über G. m. b. H. den Paragraphen, 
auf welchen Sie obige Antwort gründen, nicht finden kann, 
so wäre ich Ihnen zu besonderem Danke verpflichtet, falls 
Sie mir den betreffenden Paragraphen des Gesetzes an- 
geben würden.“ 


Antwort: Ia der von Ihnen erwähnten Antwort sagte 
ich, dass die Annullierung von Geschäftsanteilen nicht 
durch Majoritätsbeschluss möglich ist, sondern nur in der 
Weise, dass die einzelnen von der Einziehung betroffenen 
Gesellschafter sich damit einverstanden erklären. Diese 
Antwort basierte auf $ 34 des Reichsgeseizes über die 
Ges. m. b. H. der besagt: „Die Einziehung (Amortisation) 
von Geschäftsanteilen darf nur erfolgen soweit sie im Ge- 
sellschaftsvertrage zugelassen ist. — Ohne die Zustimmung 
des Anteilberechtigten findet die Einziehung nur statt, 
wenn die Voraussetzungen derselben vor dem Zeitpunkt, 
in welchem der Berechtigte den Geschäftsanteil erworben 
hat, im Gesellschaftsvertrage festgesetzt waren.“ 

E. H. in Charlottenburg. Anfrage: „Ich gestatte 
mir die Anfrage, welche Werke Sie mir für ſremdsprach- 
liche Korrespondenz (französisch und englisch) empfehlen 
könnten, insbesondere Bank - Korrespondenz, evtl. Bezug- 
quelle und Preisangabe.“ 

Antwort: Es wären heranzuziehen: Lovera: Der fran- 
zösische Handelsbrief (M. 3.—), Eickhoff: Der Kaufmann 
im Verkehr mit Frankreich (M. 3.—), Beaux: Deutsch- 
französische Handelskorrespondenz (M. 1.30). Ferner: 
Oberlé, E.: Universal-Handelskorrespondenz, englisch und 
französisch, à M. 2.75 und Krüger und Trettin: Zu- 
sammenhängende englische Handelskorrespondenz in zwölf 
Serien (M. 1.80), Montgommery: Deutsch - englische 
Handelskorrespondenz (M. 3.—). 

J. B. in Santiago. Anfrage: „Ich wäre Ihnen sehr 
verbunden, wenn Sie mir ein passendes Buch empfehlen 
möchten über Buchführung im Fabrikbetriebe 
(chemisches Laboratorium).“ 

Antwort: Es dürften sich für sie eignen: Dr. Albert 
Calmes: Der Fabrikbetrieb; die Organisation, die Buch- 
haltung und die Selbstkostenberechnung industrieller Be- 
triebe (3,60 M), R. Hiemann: Leitfaden für einen Ge- 
schäftsgang der Fabrikgeschäftsbuchführung, Fabrikver- 
waltung und Organisation (1.20 M.), C. M. Lewin: 
Werkstättenbuchführung für moderne Fabrikbetriebe (5 —M.) 
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Material finden Sie ferner in: Prof. Dr. Rob. Stern: Die 
kaufmännische Organisation im Fabrikbetriebe (4.50 M.) 
und in: Ballewski-Lewin: Fabrikbetrieb (6.— M.). 

G. N. in Brüssel. Anfrage: „Ich möchte Sie hier- 
mit höfl, bitten, mir einige Werke nennen zu wollen, aus 
denen ich mein Wissen über Bilanz-Prüfungen und 
die Revision kaufmännischer Betriebe bereichern 
kann.“ 

Antwort: Ich nenne Ihnen: Carl Porges: Die 
Kontrolle bei der Manipulation und Buchführung in Banken, 
Kredit-Instituten, Sparkassen, Genossenschaften und allen 
öffentl. Unternehmungen (2.40 M.), R. Beigel: Theorie 
und Praxis der Buchführung und Bilanzrevision (6 M.). 

O. M. in Bochum. Anfrage: „Ich wäre Ihnen 
sehr verbunden, wenn Sie mir mitteilen wollten, ob e3 
Listen gibt, aus welchen ersichtlich ist, wieviel Berg- 
werke (Kohle, Kali, Braunkohle und Erz) es zurzeit in 
Deutschland gibt. Die Bergwerke müsste mit Namen und 
Sitz angeführt sein.“ 

Antwort: Listen in dem von Ihnen gewünschten 
Umfange sind mir nicht bekaunt, wohl aber gibt es eine 
Reihe von Nachschlage werken, in denen Sie das Erforder- 
liche finden werden. Ich nenne Ihnen zunächst den kleinen 
aber zuverlässigen Deutschen Bergwerkskalender 
von Th. Otto Weber, Hamm i. W. (2.60 M.), der eine 
wohl ziemlich vollständige Aufstellung der deutschen Berg- 
werksunternehmungen mit Sitz, Aktien-Kapital oder 
sonstigen Angaben (Grubenvorstand, Direktion, Produktion 
usw.) bringt. Sodann gibt es Spezialwerke für die ver- 
schiedenen Industrien, so für die Kohlenindustrie Polsters 
Jabrbuch und Kalender für Kohlenhandel und Industrie 
und für die Kaliindustrie das von Hans Arends und 
Curt Mossner herausgegebene Handbuch der Kaliberg- 
werke und Salinen (12 M.). Vielleicht können Sie sich 
ausserdem die von den Bankhäusern Hermann Schüler, 
Bochum oder Gebrüder Stern, Dortmund herausgegebenen 
Jahrbücher verschaffen, die die meisten Kohlen-, Erz- und 
Kali-Gewerkschaiten enthalten. 


Plutus-Archiv. 
Maren des (Welthandels. 


Seide. ) 


Im übrigen sind die Rassen vielfach im Laufe der 
Zeit gekreuzt worden. Man kann annehmen, dass 
die Rasseneigenschaften durch Nabrung, Boden und 
Klima wesentlich beeinflusst bzw. abgeändert werden. 
So können bei einzelnen Rassen durch die Zucht 
mehrere Generationen innerhalb eines Jahres auf- 
gezogen bzw. mehrere Ernten in einem Jahre er- 
zielt werden, wenn genügende und geeigneie Nahrung 
vorbanden ist. Meist ist jedoch eine zweite Gene- 
ration innerhalb eines Jahres an die zweite Blüte 
oder längere Blütendauer der Nährpflanze, also des 
Maulbeerbaumes, gebunden. Auch der 
Maulbeerbaum an den die 


) Siehe Plutus Seite 764, 784. 


echte Seidenraupe gebunden ist, ist in Asien 
heimisch. Man unterscheidet eine Varietät mit weissen 
Blättern, die ursprünglich in 

Indien, Assam, China heimisch, und eine mit 
schwarzen Blättern, deren Urheimat südlich vom 

Kaukasus und Schwarzen Meere war und die 
auch sonst in Westasien verbreitet ist. Nach Europa 
gelangte zuerst die schwarze, Ende des Mittelalters 
die weisse Varietät. Ausser den beiden gibt es 
noch zahlreiche andere Varietäten, die zum Teil in 
Indien, der Türkei, Amerika, Australien usw, heimisch 
sind. Wie wichtig für die Seidenraupen die Maul- 
beerarten sind, geht daraus hervor, dass man in 
China die Seidenarsse oft nach den Maulbeerbaum- 
varietäten benannt hat. (Fortsetzung folgt.) 


(eue Literatur der Oolliswirtſchaft und des Rede. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 


besprechen. 


Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen Vorein 
sendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Gewerbeordnung für das Deutsche Reich. Text- 
ausgabe mit alphabetischem Sachregister. Dritte Auflage. 
Leipzig 1912, Verlag C. L. Hirschfeld. Preis geb. 1, 20 M. 


Allgemeine Bestimmungen. — Stehender Gewerbe- 
betrieb. — Gewerbebetrieb im Umbherziehen. — Markt- 
verkebr. — Taxen. — Innungen, Innungausschüsse, 


Handelskammern, Innungverbände. — Gewerbliche Arbeiter. 
— Gewerbliche Hilfskassen. — Statutarische Bestimmungen. 
— Strafbestimmungen. — Schlussbestimmungen. — Kinder- 
schutzgesetz. Stellenvermittlergesetz. — Hausarbeit- 
gesetz. — Gewerbegerichtsgesetz. — Kaufmannsgerichts- 
gesetz. — Alphab. Sachregister. 


Reichswertzuwachssteuer. Das geltende Recht und 
die Ziele seiner Reform. Von Dr. E. Preisker. Berlin 
1912, Carl Heymanns Veilag. Preis geh. 4 M. 

Vorwort. — Literaturverzeichnis. — Das geltende 

Recht. — Gegenstand der Steuerpflich'. — Bemessung 
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der Steuersätze. Zeitpunkt des Eintritts der Steuerpflicht. 
— Träger der Steuerpflicht. — Verteilung des Steuer- 
ertrags. — Verwaltung und Erheburg der Steuer. — Ueber- 
gangs bestimmungen. — Aenderungen des Reichsstempel- 
gesetzes. — Das Problem der Wertzuwachssteuer. 


Generalversammlungen. 
(Die erste Zahl hinter dem Namen der Gesellschaft gibt den Tag der Generalversammlung an, die zweite den Schluss- 


termin für die Aktienanmeldung und die dritte den Tag der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. 


Der Ort ist de: 


Generalversammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversammlungen sämtlicher deutscher Aktiengesellschaften.) 


A.-G. für Dampfkesselbau vorm. F. Guttsche, 
Dresden, 2. 11., 31. 10., 14. 10. e Actienpapier- 
fabrik Regensburg, Alling bei Regensburg, 4. 11., 
1. 11., 5. 10. e Adler & Oppenheimer, Lederfabrik, 
ff.. . ͤ a raO. 

Bamberger Mälzerei, A.-G., vorm. Carl J. Des- 
sauer, Bamberg, 31. 10., —, 12. 10. e Bank für 
Grundbesiez enn , CE! 
e Bau-Akt.-Ges. am Neumarkt, Leipzig, 4. 14, 
30. 10., 7. 10. Berlinische Lebens-Versicherungs- 
Gesellschaft, Berlin, 8. 11., 6. 11., 16. 10. e Blatz- 
heimer Bierbrauerei, A.-G., vorm. Gebr. Breuer, 
Blatzheim b. Cöln, 6. 11., 2. 11., 11. 10. e Bochumer 
Bergwerks-A.-G., Bochum, 29. 10., —, 12. 10. ® 
Bonner Verblendstein- und Tonwarenfahrik, A.-G., 
Essen Ruhr), e r 10341070 eren 
bank, A.-G., Charlottenburg, 4. 11., I. H1., 18. 10. 
è Brauerei Friedrich Jürgens, A.-G., Braunschweig, 
5. 11., 2. 11., 17. 10. e Brauerei Paulshöhe vorm. 
As Sbpites Denn NIE TO: 
e Brauerei „Zur Eiche“, vorm. Schwensen & Fehrs, 


Kiel, 8 11., —, 12. 10. e Buckauer Porzellan- 
Manußastur, A, Buckau, 3.2338 , 7 10. 
Chemnitzer Papierfabrik, Chemnitz, 24. 10., 


DENN, DE! 
Hamburg TSAN Si 


e Chocolä-Plantagen-Gesellschaft, 
10., 16. 10. e Consolidiertes 
Braunkohlenbergwerk „Mare bei Atzendorf, 
Magdeburg, 7. 11., 2. 11., 30. 9. .e Continentale 
Versicherungs-Gesellschaft, Mannheim, 4. 11., 29. 10., 
74:10: 

Dampfer-A.-G. Poseidon i. Liqu., Stettin, 31. 10., 
—, 14. 10. e Deutsche Mähmaschinenfabrik A.-G., 
Brandenburg a. d. H., 31. 10, —, 15, 10. Deut- 
sche Spitzenfabrik, A.-G., Leipzig, 8. 11., —, 10.10. 
e R. Dolberg, Maschinen- und Feldbahn-Fabrik, 
A.-G., Hamburg, 2. 11.,.30. 10., 14. 10. 

Richard Eckert & Co. A.-G., Saalfeld (Saale), 
30. 10., 27. 10., 12. 10. e Einsiedler Brauhaus, 
A.-G., Dresden, 9. 11., 7. 11., 15. 10. e Etablisse- 
ments Vogel, A.-G., Kaysersberg (Elsass), 7. 11., 


31. 10., 10. 10. e Eupener Bierbrauerei, A.-G., 
Dee e ee e en ee e 
Fabrik für Eisenbahn- Bedarf, Brenne, Hau- 


garter ACoA CG TapE SW ES 1512, 297108 
28. 9. e Feutscher Hütten, A.-G., Brüssel, 30. 10., 
25. 10., 12. 10. e Filature de Poutay, A.-G., Strass- 
burg i. E., 7. II., 2. 11., 12. 10. „ Flachs-, -Hanf- 
und Abwerg- Spinnerei, Schornreute-Ravensburg. 
5. 11. —, 17. 10. 

Gas-Act.-Ges. Ritter & Cie., Cöln, 6. 11. 
31. 10., 10. 10. e Gasanstalt Wetter, Wetter Ruhr), 


25. 10., —. 16. 10. Gas- und Electricitäts-Werke 
Drossen, A.-G., Bremen, 4. 11., 1. II., 14 10. eè 
Gas- und Elestricitäts-Werke Nassau a. L., A.-G., 


Bremen, 6. 11., 2. 11., 17. 10. e Gasmotorenfabrik 
Deutz, Cöln 8. li 0 0, Mt. lee Gehe & Got, 
Act.-Ges., Dresden, 4.11., 31. 10., 8. 10. e Georgs- 
Marien-Bergwerks- und Hütten-Verein, A.-G., Osna- 
Baek, 48 k 12 ü i ee eee erk, 
A.-G., Berlin-Stralau, 6. 11., 4. 11., 16. 10. 
Gummi-Waaren-Fabrik Voigt & Winde, A.-G. 1 L. 


Berling . e O EAT 
Gebr. Heyl & Co., A.-G., Charlottenburg, 9. 11. 
8. 1% a 


Kaffee-Handels-A.-G., Bremen, 5. 11., 
12. 10. e Kaffee-Patent-A.-G., Bremen, 5. 


29. 10., 
11., 


29. 10., 11. 10. e Königsberger Lagerhaus-A.-G., 
Königsberg i. Pr., 4. 11., 29. 10., 7. 10. 

Ländlicher Vorschuss-Verein zu Krögis, Meissen, 
24. 10., —, 18. 10. e Landwirtschaftliche Zucker- 
fabrik, A.-G., Gross-Peterwitz, 28. 10., —, 12. 10. 
e Lothringer IIüttenverein Aumetz-Friede, Brüssel, 
ee 

Malzfabrk München-Ost i. Liqu, München, 
9. 11, 6. 11., 12. 10. e Mannheimer Versicherungs- 


gesellschaft, Mannheim, 4. 11., 29. 10., 7. 10. 
Maschinenbau-A.-G. vorm. Starke & Hoffmann, 
Hirschberg i. Schl., 4. 11., 1. 11., 5. 10. e Ma- 
schinenfabrik Baum, A.-G., Herne i. W., Essen, 
7. 11., A. 11., 4. 10. ‚e Maschinenfabrik Hasen- 
clever, A.-G., Düsseldorf, 7. 11., 4. 11., 14. 10. 
Münchener Installation für Licht und Wasser, 


A.-G., München, 5. 11., 31. 10., 14. 10. e Münchener 
Terraingesellschaft Ostend i. Liaqu., München, 4.11., 
1711568:210. 

Neue Spinnerei Colmar, A.-G., Colmar i. E., 
9. 11., 6. 11., 18. 10. e Nienburger Eisengiesserei 
und Maschinenfabrik, Nienburg a. d. Saale, 5. 11., 
21 e 

Obercasseler Bierbrauerei, A.-G., vorm. Hubert 


Dreesen, Oberkassel, 7. 11., 4. 11., 9. 10. e Ost- 
deutsche Holz- Industrie, A.-G., Danzig, 8. 11., 
4. 11., 17. 10. e Ostelbische Spritwerke, A.-G., 


Berlin, 7. II., 2. 11., 15. 10. „ F. W. Otto, Malz- 
fabrik Hildesheim, A.-G., Hildesheim, 2. 11., 1.11., 
14. è 

Papierfabrik Weissenstein, A.-G., Dill-Weissen- 


n e Phonix . 
für Bergbau- und Hütten- Betrieb, Cöln a. Rh., 
GENE ee 

Moritz Ribbert, A.-G., Hagen i. W., 9. I1, 
4. 11% 8. 10, 

Sächsische Nähfadenfabrik vorm. R. Heyden- 
reich, Dresden, 29. 10., —, 12. 10. e Sächsische 
Webstuhlfabrik, Chemnitz, 8. 11, 2. 11. 9. 10. 


e Sächsische Werkzeugmaschinenfabrik Bernhard 
Escher, A.-G., Chemnitz, 4. 11. 1. 11., 10. 10. 
e Spinnerei und Weberei, Strassburg, 8. 11., 5. 11., 
8. 10. 

Schlossfabrik, A.-G. vorm. Wilh. Schulte, Düs- 
seldorf, 9. 11., 5. 11, 9. 10. e Louis Schwarz 
nh iM. 2. 11.4, 158.10. 

Stahl & Nölke, A.-G. für Zündwarenfabrikation, 
Cassel Aue IR FE SNO. 

Tapetenfabrik Penseler & Sohn Nachf., A.-G., 
Lüneburg, 1. i1., 30. 10., 16. 10. Theater-Verein 
zu Elberfeld, A.-G., Elberfeld, 30. 10., —, 16. 10. 
e Thorner Holzhafen-A.-G., Thorn, 9. 11., 6. 11., 
1 NO: 

Vereinigte Bayerische Spiegel- und Tafelglas- 
werke, vorm. Schrenk &. Co., A.-G., Neustadt 
a. d. Waldn., 4. 11., 31.10., 9.10. e Vereinigte Stahl- 
werke van der Zypen und Wissener Eisenhütten, 
K r 2 , 12, 10. A Victorias 
Brauerei, A.-G., Bochum, 9. 11.. 2. 11., 17. 10. 
e Villengelände Zehlendorf-Süd, A.-G., Berlin, 2.11., 
20 ee eee 

August Wessels, Schuhfabrik, A.-G., Augsburg, 
2. 11., 30. 10., 16. 10. e Wülfing, Dahl & Co., 
eee e 1164420117 CH LO. 

Zehlendorf - Klein- Machnower Terrain- A.-G., 
Ee e e E17 e 5 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil! Hans Goslar in Oharlottenburg. 


Die Mitteilungen in den folgenden Rubriken sind Darlegungen der Interessenten und erscheinen ohne Verantwortlichkeit 


Essener Credit-Anstalt In Essen-Ruht. 


iweigniederlassungen in: Altanessen, Bocholt. 
sschum, Dorsten |. W., Dortmund, Duisburg, 
ı.-Ruhrort, Gelsenkirchen, Hamborn, Herne, 
ssmberg a. Rh., Iserlohn, Lünen a. d. Lippe, 
aDlhelm-Ruhr, Münster i. W., Oberhausen(Rhid). 
Recklinghausen, Wanne, Wesel u. Witten. 

‚ıslen-Kapital und Reserven Mark 95 000 000. 
Telegramm-Adresse: Creditanstalt. {4504 
rornsprech-Anschluss: Essen Nr. 12, 194, 185, 

491, 535, 607, 611, 612, 742 und 844. 

Im freien Verkehr ermittelie Kurse 
vom 22. Okt. 1912. abgeschlossen 6 Uhr abend‘, 
EFFECT ĩ— . ĩͤ v 


— Ge- | Ange- 
sucht| boten 
Kohlen. | 
Adler bei Kupferdreh . . || 4450| 4525 
Alteigklanse a we 1450 1500 
Blankenburg 2200| 2275 
Brassert 11800012200 
Carolus Magnus 6550 7000 
Constantin der WW. — 49500 
Deutschland b. Hassl.— — 
Diergardte a » un... 3275 3375 
Dorsten 12700/13300 
Ewald mem ee. 47000/49000 
Friedrich der Grosse — 128500 
Gottessegen ... . - - - 2600 2700 
Graf Bismarck — 63500 
Graf Schwerin 1350013800 
Heine! 2 5000 5200 
Helene & Amalie. . 1885019500 
Hermann I/II (3000 Kuxe) 4525 4600 
Johann Deimelsberg . . 6700 6900 
Königin Elisabeth . . . 2790028200 
König Ludwig 30200:32000 
Langenbrahm ...... 20200|21000 
Lothringen 28750029500 
Mont Cenis 1825018600 
Neuessen Act. ..... — = 
espel era ea 2400| 2450 
Schürb. & Charlottbg. . . || 1725| 1775 
Trier (3000 Kuxe) . . || 6300| 6400 
Unser Frit? ; 2100023300 
Westfalen (10 000 Kuxe) 900 950 
Braunkohlen. 
Bellerhammer Brk. .. . || 1600| 1700 
Gerin erse e 875 925 
Gute Hoffnung 5100) 5200 
Humboldt.. 13500 1400 
er ee ee 7800 8000 
Lucherbee g 2550 2650 
Michels f sm rk #30 7200| 7500 
Nera! Ee 2250] 2350 
RES RE 2800| 2900 
Schallmauer, Braunk.. . 3225 3300 
Kali-Kuxe und -Anteile. | 
Alexandershall ..... 9700/10100 
Aller Nordstern 1700| 1900 
Beienrodle 22 6900 
Bergmannssegen 6900 7100 
Burbach d ͤĩ kt 1370014500 
Carlsfund gd 6250 6350 
Sarlsg ines | 1850) 2000 
Sasha!!! 2625 2700 
Deutschland, Justenbg. . | 4100| 4300 
Einigkeit: 5700 5900 
Fallersleben 14000 1500 


der Redaktion und des Herausgebers. 


JETE E 
sucht | boten 
Belsenfest Dae Aae 2175 2250 
Gef!!! N re 4300 — 

Glückauf, Sondershausen || — 22500 
Grossherz. v. Sachsen. — | — 

Günthershall ....... 4925| 5075 
Hannover: u ya = = 

Hansa Silberberg. || 5900| 6100 
HedwWwig 750 800 
Heiligenmühle 1525| 1600 
Heiligenroda .....- 9000 9200 
Heimboldshaus en 1200 1300 
Heldrungen — | 850 
Heldrungen II. — | 1150 
Heine 8 1350| 1450 
Heringen 5450 5600 
Hermann II 1975| 2050 
Hohenfelse sn: 72.0 — 76780 
Hohenzollern 6400| 6550 
Hugo 10600/11200 
Hüpstedle. 3400 3500 
Immenrodes em 4250| 4490 
Johannashall....... 4800| 5000 
Eisele ñ 940010000 
Mariaglück gg 1400| 1500 
Max nn Eee 2950 3100 
Neurpder eu. 2.1222. 1350 1450 
Neusollstedt. . 3450 3550 
Neustassfurt — [13000 
Nansen 850 925 
Reichenhall 700 750 
IRossieben a a u pw hss ANR 

Rothenberg 12950 3050 
Sachsen-Weimar — | 7500 
Salzmünde kieme steuer 6400| 6600 
Siegfried PTIT T EE | 6200| 6500 
Thüringen 3600 3800 
Volkenroda” Wer 02 6700 7000 
Walbeck 8 5000 5500 
Walter a ga 1325 1400 
Wilhelmine | 1500| 1600 
Wilhelmshall ......| 9100| 9600 
Wines b! ze 18400019400 

Kali-Aktien. 
Adler Kaliwerke....... 85% 860% 
Adolfs glück 480% 50% 
Bismarcks hall. q ꝗ 101% 103% 
Hallesche Kaliwerke . 59% 61% 
Hattorf Vor. 122/8125 
Helub ng er 61% 63% 
Justus Act. 0. 0 102%/,11040/, 
Krügershall ....... » 130°/,1132%, 
Ludwigshall.......- 60% 71% 
Ronnenberg Act. 15% 18% 
Steinförde | 66% 68%, 
Teutonia 42 | 86% 88°, 
Erzkuxe. 

Apfelbaumer Zug ...| 550 625 
Eiserner Union 800 900 
Herne er | 3300 3375 
Freier Grunder Bgw.-V. . 350 400 
Elenrietteng en... .2. 0 1375| 1475 
Louise Brauneisenst. . . 1800 1900 
Wilhelmine 1175 1250 


| 
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Amerikaner. 
Schlusskurs vom 
14. 10. | 21. 
TR ET S 111% | 1121/g 
Baltimore and Ohio . | 109% 
Canadian Pacifice . , - . | 27012 | 2733/4 
Erie Common 36 37 
Missouri, Kansas and Texas 29 30 
Southern Railway ı . . 295% 307% 
Southern Paciflo „ . . . | 1121, 114 
Union Pacifio. - .. . . 176 1773/8 
U, S. Steel Cord... 79% 80¹½ 
Grand Trunk O rd. 257% 261/4 
1 3. Pref.. 510 521/4 
Minen. 

Südafrikaner und Rhodesier. 
Brakpası.: RAA 313% 3 
Cinderella Cons 1 Lie 
Ann 26/71], | 25/6 
East Rand Prop. Allg 211/16 
Eldorado Bankett 15% 111 
Goul: -1.2 . er 17⁰4 117/16 
Gen. Mining and Finance 1 192 
Gold Fields Ord . .. . 30/16 31/2 
Johannesburg Cons. Inv. 20/0 20/3 
Kleinfontein Noc 13/4 15716 
Langlaagte Estates 17/10 1716 
Modderfontein . . . .. 115/16 11/16 
Pigga Besk t n “N 1% JA eh 
Randfontein . . . . .. 15/10 13/g 
Rand Mines 6 61/39 
South West Africa . . » 19/82 25/9 
Transvaal North n 10/6 10/6 
Tanganyika Cons. 27 27716 

Witwatersrand Deep. » . alla 21016 
Diamant, Kupfer u. andere. 
Amalgamated Copper 89% 91% 
Anacondas nn: Ko... -9 9⁵7, 
Broken Hill Props 21% | 476 
De Beers Def 19/5 197/16 
Esperanzaa Ji 115/16 2 
Golden Horseshoe 21/18 2ljg 
Mount Lyell Mining 17/2 23/6 
Mount Lyell Oons. Wallaroo 
n ig a a 4/0 5/3 
Bremier;Deta nn ac 117% 11758 
io fin o Aw 78½ | 728 
Zinn-Werte. 
Anglo Continental 13/1 un 
Bisichi “Time eu ee 10 11/3 
Nigerian Tin Cor 12716 157 
Rayfleld New... ... 16016 15/16 xd 
F 1/0 1/0 
Fremde Werte. 
Engl. Consols 2½⏑½ẽ ’ê 73 733g 
Brazilianer 1889. 82 821], 
Colombier 1896 . . .. . 48 481 
Japaner 1905 4% . .. . 85 84 
Mexikaner 566% a 100 99, 
Perard 2 I PIE 10% 108], 
PerugBrefsiu u MR FRE 50½ 5 8/4 
Prov. of Buenos Aires 8½ 96 661/2 67½ 


Die Kriegsnachrichten vom Balkan be- 
einflussen naturgemäss noch immer die 
Allgemeintendenz, welche heute abgeschwächt 
war. Es fanden gegen Schluss der Börse 
umfangreiche Realisationen statt, welche ins- 
besondere Rio Tintos, Amerikaner sowie 
Minen-Aktien drückten. 
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